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Werde Mitglied in der ROTEN HILFE DEUTSCHLANDS! 
Spende für die politischen Gefangenen! 
Intormiere über das Ausmaß der politischen Unterdrückung! 


Unterstütze die Solidaritätsaktionen der Roten Hilfe! 


Schafft Rote Hilfe! 
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Morgen sind Sie der Terrorist 


Sind Sie schon einmal in eine der unzähligen Polizeikontrollen im Rahmen 
der „größten Fahndung seit Bestehen der Bundesrepublik“ gekommen? Es wä- 
re kein Wunder. Schließlich hat die Polizei z. B. allein in NRW bis zum 
2. November über 364.000 Personen und 418.000 Autos überprüft. 


„Fühlen Sie sich belästigt?“ fragt die 
„WAZ“ angesichts solcher Zahlen ihre 
Leser, und der drohende Unterton ist 
nicht verkennbar: Wer sich belästigt 
fühlt, der muß schon ein „Sympathisant“ 
sein. Und so sollte es nicht wundern, 
wenn der Leser der „WAZ“ noch ein Ver- 
fahren angehängt bekommt, der schrieb: 
„Ich fühle mich nicht belästigt, sondern 
bedroht...“ 


Aber der Leser hat recht! Es ist schon 
ein eigenartiges Gefühl, wenn man bei 
einer dieser Kontrollen am Steuer seines 
Wagens sitzt, Auto und Papiere werden 
genauestens untersucht, die ganze Zeit 
über steht ein Polizist dabei, mit schuß- 
bereiter Maschinenpistole, die Mündung 
schön in Kopfhöhe! Nur nicht verdächtig 
benehmen, nicht in die Handtasche auf 
dem Nebensitz greifen, es könnte gefähr- 
lich werden. Und wer angesichts dieser 
schwerbewaffneten Polizei in Panik gerät 
und weiterfährt, dem kann es übel erge- 
hen. Im September waren in Bochum 
zwei Männer mit einem Sportwagen 
durch eine Sperre gefahren. Sofort feuer- 
ten die Polizisten 16 Schüsse auf den Wa- 
gen ab. Die Polizei glaubte nach eigenen 
Angaben nicht einmal selber, daß „die 
beiden zur Terrorszene“ gehören, aber 
sicher ist sicher und „totsicher“ ist noch 
besser. Die ständigen Straßensperren, 
durch die täglich Tausende Werktätige zu 
spät zur Arbeit kommen, sie bilden nur 
eine Seite des Fahndungsterrors. 


BKA-Aufrufe zur Denunziation 


sind eine andere Seite. Kein Tag, an 
dem nicht über Rundfunk oder Fernse- 
hen oder Presse die Aufrufe eregehen, 
„jeden Verdächtigen“ sofort der Polizei 
zu melden und „verdächtig“ sind „die 
netten jugen Leute von nebenan“, weiß 
„Bild“ zu berichten. Und immer wieder 
hämmern Hinweise für „Hobbyfahnder“ 
auf uns ein: Augen auf, Ohren gespitzt! 
Jeder Nachbar ist ein potentieller Terro- 
rist! 


-In der Kleinstadt Schwäbisch-Gmünd 
wird vom Gemeinderat die Schließung 
des „selbstverwalteten Jugendzentrums 
Schmalzgrube“ beschlossen. Ein junger 
Mann schreibt dazu einen Leserbrief an 
die Lokalpresse, in dem er auf die zuneh- 
mende politische Unterdrückung eingeht. 
Der Leserbrief wird gedruckt, eingerahmt 
von einem Hetzkommentar des Chefre- 
dakteurs, in dem er den jungen Mann als 
einen „sich auf der Terrorszene bewegen- 
den 'Agitationshelden“ bezeichnet, den 
Leserbrief als „anarchistische Meinungs- 
äußerung“ abstempelt. Natürlich „ver- 
gißt“ er nicht, die genaue Adresse des Le- 
serbriefschreibers zu nennen. Und 
prompt erhält dieser eine Vorladung zu 
einer „Erörterung“ bei der Kripo, die 
Polizei meldet sich bei seiner Deinststelle. 
Nur weil er seine abweichende Meinung 
vom Gemeinderat vertrat, ist er praktisch 
vogelfrei! 


In einem kleinen Ort am Rhein, in 
einem einsam gelegenen Haus, lebt eine 
80jährige Frau. Nichts ungewöhnliches, 
sollte man meinen. Doch in dieser Zeit 
der Fahndung sind alle alleinstehenden 
Häuser verdächtig. „...Da könnte man 
auch Schleyer verstecken...“, hieß es in 
einem anonymen Denunziationsbrief an 
die Polizei. Und die ist auf Draht, führt 
sofort eine Hausdurchsuchung durch; 
daß die alte Frau schon seit Jahren in 
diesem Haus wohnt und sicher kein 
„Terrorist“ ist, das schert die Polizei we- 
nig. 


BUNDESKRIMINALAMT._ _ 


4. Nutzung 


schon wieder ihren Müll selbst zur Kippe. 
Das muß sich die Polizei doch mal ge- 
nauer ansehen! Und wie das aussieht, 
dafür gibt es eine Reihe von Beispielen: 


In Oberhausen: Ein Anrufer hatte der 
Polizei gemeldet, den gesuchten Rolf 
Clemens Wagner in einem Haus im Ar- 
beiterviertel Eisenheim gesehen zu haben. 
Die Polizei schaltet schnell. 16 Unifor- 
mierte und Kripobeamte drangen, Ma- 
schinenpistolen im Anschlag, in das Haus 
der Leiterin des Oberhausener Familien- 
theater ein. Nach einer Stunde war der 
Einsatz beendet, es hielten sich nur 
Schauspieler im Haus auf, die hier für die 
Nacht ein Quartier gefunden hatten. 

In Rolandswerth bei Bonn durch- 
suchten 80 (!) Beamte des BKA und des 


Flugblatt des BRA: 
Oftener Aufruf zur 
Denunziation 


- Unterstellung von Kiz mıt meist ortstremden Kennzeichen in vorhandenen 


Sahr geehrte Damen! 
Sehr geehrte Herren! 


oder zusätzlich gernieteten Garagen 
- Besucherverkehr mil Kiz aus dem gesamten Bundesgebiet und Ausland 


„Heimwerkertätigkeiten, Herstellung und Lagerung von Druckerzeugnissen 


Die kriminalpolizeilichen Ent. 
täter Vorwiegend Wohnun, 
randbezirken bevorz 
SPektakulären Straftaten be, 
führten infrage kommen. 


Sie können dazu beit 
i gen, Ui 
ge Merkpunkte H 
sten Polizeidienststelle 


- Nutzung von Garagen u. a Baulichkeiten zur Lagerung von Werkzeugen, 
Chemikalıen und Werkstoffen 


- „Bastelarbeiten” verursachen auffällige Geräusche 


5. Besondere Verhaltensweisen 
-- Bewohner leben in selbstgewählter Isolation zu den Mitmietern 
- Anmeldeformalitaten werden möglichst vermieden 
- reger Besucherverkehr; Fremde werden nicht eingelassen 
- Besucher nutzen Dämmerung und Dunkeiheit zum Betreten des Hauses aus: 


benutzen vielfach nicht die vorhandene Fiurbeleuchtung 

— Besucher kündigen Eintrefien vorher lelelonısch an, benutzen abgespro- 
chene Klopf- und Klingeizeichen 

= Bewohner gehen keiner regelmäßigen Arbeit nach: verlassen Haus zu 
unregeimaßigen Zeiten; zeigen bei Rückkehr „sicherndes Verhalten": 
oft erhöhte Aktivitat zur Nachtzeit 

= Bewohner benutzen vorhandenes Telefon nıcht fur eigene Anrufe: benutzen 
hierfur‘ öffentliche Munziernsprecher 


- Bewohner verändern haufig ihr Aussehen (Perücken. Änderung der Haar- 


e* ng von Einz, ge 
(evil. fingiene Fre ° 


farbe. Bart, Brille) 5 
- Briel- und Paketpost wırd meist nicht unmittelbar zugestellt 


- Warenauslieferungen oder Reparaturen durch Fremde werden vermieden 


5 Ausstattung 


= Wohnungen werden kurzfristig (ohne Kündigung) aufgegeben 


- Abfälle werden eigenhändig abtransportiert 


Die Polizei rechnet mit ihrer Mithilfe; hierbei geht sie davon aus, daß Sie auch 
im Hinblick auf Ihre evtl. Verpflichtung nach den melderechtlichen Bestimmungen 
an einer sachdienlichen Unterstützung der Polizei selbst interessiert sind. 


> Anbringen zusätzlicher Siche, 
= Auswechseln der Schlösser 
> Manipulation an Haussprecha 


Zum Schluß — ein Rat: 
Sie selbst sollten unter keinen Limständen etwas unternehmen! 


Die Polizei dankt Ihnen für Ihre Mitarbeit! 


Sie kennen Fritz Teufel? Doch wohl 
nicht persönlich? Denn das wäre schon 
ein Grund für eine Hausdurchsuchung. 
Lächerlich, werden Sie sagen. Durchaus 
nicht. Kürzlich erst fand bei den Eltern 
eines jungen Mannes, der einmal mit Fritz 
Teufel befreundet war, eine Hausdurch- 
suchung statt. Die Freundschaft liegt weit 
zurück — 10 Jahre sind es her, daß die 
beiden zum letzten Mal Kontakt mitein- 
ander hatten — und doch muß sie als 
„Begründung“ für die Polizeiaktion her- 
halten. 


Der Nachbar kommt immer im Dun- 
keln nach Hause. Weil er so lange arbeiten 
muß? Man weiß ja nicht. Da hat doch 
einer am hellichten Tage seine Rollos 
runtergezogen. Überführt! Wen küm- 
merts schon, daß der Kollege Nacht- 
schicht hatte und auch mal schlafen will. 
Aber die unten im Haus. die hrinsen 


Landeskriminalamtess Rheinland-Pfalz 
die Wohnung der Sprecherin von Am- 
nesty International, die Wohnung war 
leer, die Mieterin war im Urlaub! 


Ein paar Fälle nur, die Reihe ließe 
sich beliebig fortführen. Aber so ganz wie 
gewünscht scheint es mit den Denunzia- 
tionen nicht zu laufen. So bestand in 
Hessen von 1.400 anonymen Meldungen 
rund 700 aus „wenig Geistreichem...und 
gelallten Vorträgen von Angetrunkenen a 
wie die „Frankfurter Rundschau“ berich- 
tet. Und immer mehr Werktätige sehen, 
daß die Fahndung, die noch über Monate 
aufrechterhalten werden soll, sich nicht 
gegen eine Handvoll „Terroristen“ rich- 
tet, sondern gegen jeden von uns. Einige 
VW-Arbeiter brachten es auf den Nen- 
ner, als sie morgens um 6 Uhr bei 
Schichtbeginn kontrolliert wurden: „Die 
wollen ihre Macht demonstrieren.“ 
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Das Kontaktsperregesetz 


Im Blitzverfahren verabschiedete der Bundestag Ende September ein 
Gesetz, das wie nie zuvor die elementarsten Rechte von Gefangenen auf Ver- 
teidigung und auf menschliche Kontakte außer Kraft setzt. Es legalisiert prak- 
tisch die totale Isolationshaft. Der Wortlaut des Gesetzes ist so kompliziert, 


daß einige Erklärungen notwendig sind. 


Wann tritt die Kontaktsperre in Kraft? 


Der Bundesjustizminister oder eine 
Landesregierung kann feststellen, daß 
„eine gegenwärtige Gefahr für Leben, 
Leib oder Freiheit einer Person“ besteht 
und daß diese Gefahr von einer „terro- 
ristischen Vereinigung“ ausgeht. Der Be- 
griff der „gegenwärtigen Gefahr“ ist 
nach der Rechtssprechung der höchsten 
Gerichte äußerst schwammig. Es genügt, 
„ein durch eine beliebige Ursache einge- 
tretener ungewöhnlicher Zustand, in wel- 
chem nach den konkreten Umständen der 
Eintritt eines Schadens wahrscheinlich 
ist.“ (Reichsgericht) Der Eintritt des 
Schadens muß noch nicht einmal wahr- 
scheinlicher sein als dessen Ausbleiben, er 


muß nur „ernsthaft“ zu befürchten sein. 
(BGH) Mit anderen Worten: Ein anony- 
mer Anruf, bei dem mit einer Entführung 
gedroht wird, genügt. Oder, wie die 


„Süddeutsche Zeitung“ am 7. 10. 
schrieb: „Legt man diese Definition zu- 
grunde, dann bedurfte es nicht erst der 
Entführung Schleyers, dann besteht in 
der Bundesrepublik seit der Eskalation 
des Terrors dauernd eine ‚gegenwärtige 
Gefahr für Leben, Leib oder Freiheit ei- 
ner Person‘. ..“ 


Die Kontaktsperre wird für 30 Tage 
ausgesprochen, die Frist kann beliebig oft 
um weitere 30 Tage verlängert werden. 
Ein Gericht muß die Rechtmäßigkeit be- 
stätigen, aber erst nach 14 Tagen. 


Wer ist betroffen? 


Mit der Feststellung der „gegenwär- 
tigen Gefahr“ wird praktisch ein Ausnah- 
mezustandverhängtüber alle Gefangenen, 

.die wegen 


«e Bildung oder Unterstützung einer 
„terroristischen Vereinigung“ ($ 129 a) 
oder einer „kriminellen Vereinigung“ ($ 
129 , nach dem sogenannte „Terroristen“ 
früher verurteilt wurden); 


e oder Mord oder Totschlag oder 
Brand- und Sprengstoffdelikten; 


e oder wegen irgendeiner x-beliebigen 
anderen Sache in Haft sind, die „im Zu- 
sammenhang mit einer Tat“ nach $ 129 a 
oder $129 begangen wurde. 


Das heißt: Wenn z. B. jemand ein 
Flugblatt herausgibt, das sich mit Ereig- 


nissen im Zusarmmenhang mit „terroristi- 


schen Vereinigungen“ befaßt, also z. B. 


.. mit der Schleyer-Entführung, und er wird 
‘ deswegen verhaftet, oder eine Kundge- 


bung findet in solchem Zusammenhang 
‘ statt, und die Polizei nimmt Teilnehmer 


'. ‚fest, so kann auch auf diese Betroffenen 
{ das Kontaktsperregesetz angewendet wer- 


“den. Denn nicht nur solche Menschen, 
die bereits in Haft sind, sondern auch 
diejenigen, die während der Dauer der 
Kontaktsperre festgenommen werden, 
fallen darunter. Gegen die Anwendung 
der Kontaktsperre auf einen selbst kann 
man sich beim Oberlandesgericht be- 
schweren. 


Was bedeutet die Kontaktsperre 
für den Betroffenen? 


Er wird von jedem Kontakt innerhalb 
und außerhalb des Gefängnisses ausge- 
schlossen. Er darf an keinen Gemein- 
schaftsveranstaltungen teilnehmen, er 
darf keine Besuche empfangen, er darf 
weder Zeitungen lesen noch Radio hören, 
noch Briefe schreiben oder bekommen, 
jeder — mündliche oder schriftliche — 
Kontakt zu seinem Rechtsanwalt ist un- 
tersagt. Er ist der Willkür ausgeliefert. 
Haftprüfungen finden ohne den Vertei- 
diger statt, Prozesse werden unterbro- 
chen. Wer während der Gültigkeit der 
Kontaktsperre verhaftet wird, kann sich 
weder einen Rechtsanwalt nehmen (es 
wird ihm einer bestellt, aber mit dem darf 
er nicht sprechen!) noch darf er seine 
Angehörigen benachrichtigen. So wußten 
die Angehörigen von Rosemarie Pries 
und Volker Speitel, die in der Nacht vom 
2. zum 3. Oktober verhaftet wurden, 
noch Tage später nichts von ihrem Auf- 
enthalt. Wochen- und monatelang kann 
einer verschwunden sein. Er hat auch 
praktisch keine Möglichkeit, seine Un- 
schuld zu beweisen und wieder freizu- 
kommen! 


Bekannt ist der\ Fall der Elenore 
Poensgen. Sie wurde verhaftet unter dem 
Verdacht, Ponto ermordet zu haben. Ihr 
Rechtsanwalt wurde ’sofort tätig und 
konnte Alibizeugen ausfindig machen. 
Entscheidend war die Aussage einer älte- 
ren Dame, die mit:Eräu Poensgen in der 
Straßenbahn gefahrei war. Unter der 
Kontaktsperre verhaftet, wäre Frau 
Poensgen womöglich heute noch in Haft, 
vielleicht zu lebensläfglich verurteilt — _ 
denn wer erinnert sich schöh”nach Worr? 
chen noch, mit wem er in der Straßen- 
bahn gesessen hat? 
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Die lautlose Hölle der Isolation 


„Fideles Gefängnis“, schreibt die bürgerliche Presse über die Stammheimer 


Haftanstalt. „Privilegien“ 


hätten die politischen Gefangenen dort gehabt, 


behauptet sie. Von Isolationshaft könne keine Rede sein, sagt auch General- 
bundesanwalt Rebmann und führt zum „Beweis“ an, daß der verhaftete 
Rechtsanwalt Haag 20 Bücher, sechs Zeitungen und — man höre und staune — 
einen Nagelzwicker und Manikürfett sowie Turnschuhe in seiner Zelle hätte! 


Was ist Isolationshaft? 

Um diese Frage zu beantworten, muß 
man zunächst kurz feststellen, wie die 
„normalen“ Haftbedingungen aussehen. 
Die Strafvollzugsordnung bestimmt 
grundsätzlich: „Die Gefangenen arbeiten 
gemeinsam.“ „Während der Freizeit Kön- 
nen die Gefangenen sich in der Gemein- 
schaft mit anderen aufhalten.“ Diese Be- 
stimmungen können zwar aufgehoben 
werden, „wenn es die Sicherheit und 
Ordnung in der Anstalt erfordert“, — 
grundsätzlich gelten sie aber ($ 17 StVO) 
Für Untersuchungsgefangene gilt nur, 
daß sie nicht zur Arbeit verpflichtet sind 
und daß sie nicht mit Strafgefangenen 
und mit Mitbeschuldigten in der gleichen 
Sache Kontakt haben sollen. Beim Hof- 
gang, beim Duschen, Arztbesuch, Got- 
tesdienst, Einkauf am Anstaltskiosk usw. 
sind sie mit anderen Untersuchungsge- 
fangenen zusammen, mit Zustimmung 
des Richters können sie auch an Gemein- 
schafts-Freizeitveranstaltungen teilneh- 
men, wie Fernsehen, Sport usw. Im übri- 
gen soll laut Strafprozeßordnung die 
U-Haft nicht länger als 1/2 Jahr — bei 
den RAF-Gefangenen dauerte sie fünf 
Jahre und länger! — dauern. 


Besuche kann jeder Gefangene ein bis 
zweimal im Monat erhalten. Die Zahl der 
Briefe ist grundsätzlich ebensowenig ein- 
geschränkt, wie die der Bücher. Auch ei- 
gene Radios sind gang und gäbe, Fern- 
sehen kann der Richter genehmigen. 


Natürlich, wir wissen sehr gut, daß 
der einzelne Gefangene um jedes dieser 
Rechte erst Anträge und Beschwerden 
schreiben muß, und wer darin nicht geübt 
ist, geht oft leer aus. Wir haben dies hier 
vorangestellt, um zu zeigen, daß das, was 
Rebmann und die bürgerliche Presse als 
„Privilegien“ einiger „prominenter“ 
RAF-Leute ausgibt, laut Gesetz verbrief- 
te Rechte jedes Gefangenen sind. Und 
zwar nicht wegen der besonderen Huma- 
nität unserer Gesetzgebung, sondern weil 
wissenschaftliche Erkenntnisse und die 
jahrhundertelange Erfahrung der Unter- 
drücker gezeigt haben, daß für das kör- 
perliche und seelische Überstehen; der 
Haftzeit der Kontakt zu anderen Gefan- 
genen und zur Außenwelt lebensnotwen- 
dig ist. Alles andere ist Vernichtungshaft. 


Dieser lebensnotwendige Kontakt ist 
den pölitischen Gefangenen, die der Iso- 
lationshaft unterliegen, genommen. 
„Strenge Einzelhaft, keine Teilnahme an 
gemeihschaftlichen Veranstaltungen ein- 
schließlich des Gottesdienstes, Einzelfrei- 
stunde (= Hofgang), Einzelbad, Einkauf 
über Einkaufszettel“ — so lauten die An- 
weisungen der Gerichte. Diesen Haftbe- 
dingungen waren lange Zeit und sind 
auch heute die meisten der politischen 
Gefangenen der RAF und ähnlicher 
nm . €. 


— nannten nafan TI Auninne Man 


schen, die sie im Gefängnisalltag zu sehen 
bekommen, sind jeweils für kurze Zeit 
die Wärter. Und selbst diese „normale“ 
Isolationshaft wurde und wird für politi- 
sche Gefangene oft noch verschärft 
durch: 

° Sprechverbot für die Wärter; 

e Briefe und Besuche nur von Familien- 
angehörigen gestattet; 

e Räumung der Zellen neben, unter und 
über der des politischen Gefangenen. 
Ganze „Tote Trakts“ haben sie schon ein- 
gerichtet; 

e gepolsterte Türen; 

e statt Fenster Glasbausteine, Sicht- 
blenden, Milchglas. 

Das bedeutet dann: Den ganzen Tag 
dringt kein Laut menschlichen Lebens in 
die Zelle. Aus dem Fenster kann man 
nicht einmal ein Stückchen Himmel oder 


eine Baumkrone sehen. 


Versuchen Sie, lieber Leser, einmal 
sich für einen Moment in eine solche Zel- 
le hineinzudenken. Sie können ruhig 
Bücher um sich haben, ganze Regale voll, 
das durchbricht die Isolation nicht. Auch 
ein Radio kann den Kontakt mit leben- 
digen Menschen nicht ersetzen. Men- 
schen, die unter der Naziherrschaft einge- 
kerkert waren, haben übereinstimmend 
berichtet, daß die schlimmsten Brutalitä- 
ten und Mißhandlungen in den KZs 
durch die Gemeinschaft mit anderen Ge- 
fangenen besser zu ertragen waren als die 
lautlose Hölle der Isolation in den Zucht- 
hauszellen. 


Isolation führt schon nach kurzer Zeit 
zu gesundheitlichen Schäden. Konzentra- 
tionsschwäche, Sehstörungen, Schlaflo- 
sigkeit, Kreislaufstörungen sind die Fol- 
ge. Ulrich Luther, der jahreiang in Isola- 
tionshaft saß, berichtete: „Ich fühle mich 
ständig schlapp und müde, kann aber— 
trotzdem nicht schlafen. Nachts, im 
Schlaf, marschiere ich durch die Zelle. 


Fortsetzung nächste Sei, 


Der 7. Stock des Stammheimer Gefängnisses. Hier sollten die Gefangenen ihr ganzes Leben ver- __ 


bringen. Selbst der „Hofgang“ ist auf dem Dach, ohne Sicht nach draußen. 


Gefüngnis wegen $ 129 oder $ 129ua 


90 Gefangene waren von der Kontakt- 
sperre betroffen, von 104 gefangenen 
„Terroristen“ sprach das ZDF. 


Der Roten Hilfe Deutschlands sind 
die Namen von 81 politischen Gefan- 
genen bekannt, die im Zusammenhang 
mit den Paragraphen 129 oder 129 a des 
StGB inhaftiert sind, oder dort, das ist 
bei sechs Personen der: Fall, von der 
Kapitalistenklasse dazu gerechnet wer- 
den. 


Was sind das für Paragraphen? 


Der $ 129 stellt die Mitgliedschaft 
oder Unterstützung einer „kriminellen 
Vereinigung“ unter Strafe. Es ist damit 
aber noch nie ein „Krimineller“ bestraft 
worden, sondern er wird gegen Menschen 


- angewandt, die Gewalt gegen die Unter- 


drücker und ihren Staat ausübten. 1976 
wurde ein neuer Paragraph, der $ 129 a, 
geschaffen, der die Bildung und Unter- 
stützung von „terroristischen Vereinigun- 
gen“ mit einer Höchststrafe von zehn 
Jahren für Rädelsführer bedroht. 


an MN_E__--—-- 1.43... 8 1an _1._ 


129 a in Untersuchungshaft. 


41 Gefangene sind bereits verurteilt, 
und zwar zu ungefähr 250 Jahren Ge- 
fängnis, das sind durchschnittlich für je- 
den sechs Jahre. 


Sieben Gefangene sind zu lebensläng- 
lich verurteilt. 


Katharina Hammerschmidt, Holger 
Meins, Ulrike Meinhof, Gudrun Ensslin, 
Andreas Baader, Jan-Carl Raspe kamen 
im Gefängnis zu Tode. : 


Thomas Weisbecker, Georg von 
Rauch, Petra Schelm, Siegfried Hausner, 
Wessel, Werner Sauber wurden von Poli- 
zisten erschossen. 


In folgenden Gefängnissen befinden 
sich diese Gefangenen: 


Berlin 19, Frankfurt 4, Karlsruhe I, 
Essen 1, Pforzheim 1, Landsberg 1, 
Zweibrücken 2, Werl 4, Hohenasberg 1, 
Bruchsal 2, Butzbach 1, Düsseldorf 2, 
Bochum 2, Kassel 2, München I, Hanno- 
ver I, Stammheim 2, Köln 2, Bremen 2, 


RES EIERE “ .rr 


Holzschnitt von Carl Meffert. „Erich Mühsam zum Gedächtnis“. 1934. 


Der Schriftsteller Erich Mühsam wurde von den Nazis zu Tode gefoltert. Monatelang quälten 
sie ihn beinahe täglich, prügelten ihn taub, brachen ihm beide Daumen, rissen ihm die Haare bü- 
schelweise heraus. Aber sie konnten ihn nicht brechen. Nachts, im Bunker, sang er, halb wahnsin- 
nig vor Qualen, die „Internationale“. Schließlich ermordeten sie ihn und hingen seine Leiche in der 
Toilette auf. Ihre Zeitungen schrieben: „Selbstmord“. 

Seiner politischen Anschauung nach war Mühsam Anarchist. Aber seine kommunistischen Mit- 
häftlinge schätzten ihn wegen seiner Standhaftigkeit und solidarischen Haltung, sie litten mit ihm. 


Im Ausland schreibt man den 
“Selbstmord” in Anführungszeichen 


In der bürgerlichen Presse gibt es 
keine unbequemen Fragen in bezug auf 
- die mysteriösen Umstände des Todes der 
: drei RAF-Gefangenen. Für sie ist der Fall 

„gelöst“. 


Aber die Ereignisse in Stammheim, 
nach jahrelanger Isolation der Gefange- 
nen, nach totaler Kontaktsperre in den 
letzten Wochen, enthalten zu viele Unge- 
reimtheiten. Man denke als erstes an den 
Vorschlag der CSU-Landesgruppe Bonn, 
jede halbe Stunde einen RAF-Gefange- 
nen zu erschießen. Und dann an folgende 
offene Fragen: 


e Wiekonnten die Pistolen in das „best- 
bewachte Gefängnis“ gelangen? 


© Wieso werden jetzt auf einmal Dut- 
zende mysteriöse Funde wie Sprengstoff, 
Kabel etc. entdeckt, die bei vorhergehen- 
den Kontrollen übersehen worden sein 
sollen, während man ständig winzige Zet- 
telchen mit „Kassibern“ zutage gefördert 
haben wollte? 


«e Wieist es zu erklären, daß in Baaders 
- Zelle drei abgeschossene Patronen gefun- 
den wurden und daß er durch Genick- 
schuß starb 


* Warum wurde nicht sofort nach Ent- 
deckung des schwerverletzten Raspe auch 
nach den anderen gesehen, warum wurde 


die Zelle von G. Ensslin nicht betreten, 
obwohl es denkbar war, daß sie noch 
lebte? 


« Fingerabdrücke auf den Waffen und 
dem Messer wurden nicht gefunden, 
angeblich weil sie mit Blut bedeckt gewe- 
sen sein sollen. 

«e Am 10. Oktober ’77 schrieb Baader 
einen Brief an das Oberlandesgericht 
Stuttgart, daß er damit rechne, man 
würde versuchen, „Selbstmord bei ihnen 
plausibel erscheinen zu lassen“, sollten 
sie tot aufgefunden werden. ; 


« Irmgard Möller gab ihrer Rechtsan- 
wältin gegenüber an, daß sie sich die 
Stichverletzungen nicht selbst zugefügt 
habe und keinen Selbstmordversuch 
durchgeführt habe. ; 


e Der Vater von Gudrun Ensslin glaubt 
ebenfalls nicht an Selbstmord. 


e Sonderbar ist, Bonn erinnert sich an 
einen Brief an das Bundeskanzleramt, an 
den sich im Justizministerium von Stutt- 
gart niemand erinnert. 


e In verschiedenen Zeitungen des Aus- 
lands, in Italien und Frankreich z. B., 
werden diese Fragen offen diskutiert. 


Dort glaubt man nicht an Selbstmord, 


dort schreibt man ihn in Anführungs- 
zeichen! j 
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Fortsetzung von Seite 4 N 

Tagsüber: Muskeln fangen an, unkon- 
trolliert zu zucken. Zittern am ganzen 
Körper, als wenn man friert. Die Zelle ist 
dauernd mit schwarzen Punkten gefüllt, 
die einen roten oder orangen Rand ha- 
ben, der flimmert und leuchtet. Beim Le- 
sen sehe ich am Buch oder an der Zeitung 
vorbei an der Wand große schwarze Flä- 
chen, die sich nach allen Richtungen hin 
und her bewegen. Konzentrationsschwie- 
rigkeiten sowieso, die werden immer 
schlimmer. Wenn ich mir abends die Zei- 
tung nochmal vornehme, die ich mittags 
gelesen habe, dann ist das eine neue 
Zeitung für mich, Schreiben, eine elende 
Quälerei. Mitten im Satz weiß ich nicht 
mehr, wie ich den Satz beenden soll. 


Ab etwa 18 Uhr kommt der totale 
Nebel. Eine Metallklammer legt sich um 
den Kopf, preßt ihn zusammen (so 

„kommt’s mir jedenfalls vor). Kein klarer 
Gedanke ist mehr möglich. Die Zelle ver- 
"schwimmt vor den Augen, alles ist weiß 
‘oder grau, alle Gegenstände verfließen 
“ineinander, der Raum hat keine Ecken 
mehr... Während dieser Zeit kann ich 
nicht einmal Radio hören. Das Beschrif- 
ten eines Briefumschlages geling beim 2. 
oder 3. Versuch...“ 


Hält die Isolation noch länger an, so 
sterben Gehirnzellen ab, es kommt zum 
Wahnsinn, zum Tod. 


Nach Auskunft von Wissenschaftlern 
kann an diesen Folgen der Isolation auch 
ein stundenweiser Umschluß mit jeweils 
nur einem anderen Gefangenen nicht viel 
ändern. Deshalb ist die Forderung der 
RAF-Gefangenen nach Zusammenlegung 
in größeren Gruppen vollauf berechtigt. 
Selbst die bürgerliche „Frankfurter All- 
gemeine Zeitung“ muß dies in ihrer Aus- 
gabe vom 13. 9. 77 zugeben: „Die Terro- 
risten werden in den Gefängnissen von 
anderen Strafgefangenen ferngehalten... 
Das hat zur Folge, daß sich für sie nicht, 
der Gefängnisalltag herstellt, in dessen, 
wenn auch karge, Abwechslungen sich zu 
flüchten dem üblichen Strafgefangenen 
hilft, mit seiner Situation fertigzuwer- 
den... Die physische und psychische Be- 
anspruchung, die solche besonderen Si- 
cherheitsvorkehrungen für den Gefange- 
nen mit sich bringen, sollen durch die be- 
schriebenen Sonderregelungen ausgegli- 
chen werden. Daß dies geboten ist, haben 
mehrere gerichtlich bestelite Gutachter . 
gesagt. In ihren Gutachten wird dar- 
gelegt, daß die aus Sicherheitsgründen 
erforderlichen besonderen “Haftbedin- 
gungen zu gesundheitlichen Schäden 
führten, denen nur durch Schaffung eines _ 
eigenen Kommunikationsbereichs in der 
Anstalt begegnet werden könne.“ 


Aber nach Aufhebung der Kontakt- 
sperre wegen der Schleyer-Entführung ist 
von Zusammenlegung nicht mehr die Re- 
de. Ein zunächst genehmigter Umschluß 
von vier zu lebenslangen Strafen verur- 
teilten Stockholm-Attentätern wurde auf 
Protest des NRW-Justizministers als 
„Irrtum“ wieder ..aufgehoben. Daraus 
muß geschlossen werden, daß gegenwär- 
tig überhaupt kein: Umschluß mehr 
erlaubt ist, daß die politischen Gefan- 
genen, die im Zusammenhang mit $ 129 
oder 129 a inhaftiert sind, in strenger Iso- 
lationshaft sind. Das darf nicht hinge- 
nommen werden! j 


Urteile 1977 | 


1977 wurden bisher nach einer — 

unvollständigen — Statistik 

e in 123 politischen Verfahren 
Geldstrafen in der Gesamthöhe 
von 141.707 DM verhängt. 


Darunter waren in 19 Fällen Ge- 
nossen wegen „Widerstands“ 
(oft im Zusammenhang mit 
willkürlich konstruierter „Kör- 
perverletzung“ 
25.000 DM Geldstrafe. Hinzu 
kommen schon in einem Fall 
60.000 DM Schadensersatz für 
einen Polizisten). 


In 34 Pressedelinkten (presse- 
rechtlich Verantwortliche, bzw. 
Verteiler von Flugblättern) wur- 
den Geldstrafen in Höhe von 
49.605 DM verhängt. 


° In 15 Prozessen wurde zu Ge- 
fängnisstrafen mit Bewährung 
verurteilt: insgesamt zu 86 Mo- 
naten. 


« In 31 Fällen verhängten Gerich- 
te Gefängnisstrafen ohne Be- 
währung: 518 1/3 Monate, also 
mehr als 21 1/2 Jahre. 


® In neun Fällen wurde „lebens- 
länglich“ verhängt. 


ROTE HILFE TUT MEHR NOT, 
DENN JE! 


Neue Gesetze zur 
politischen 
Unterdrückung 


1977 wurden folgende Sondergeset- 
ze verabschiedet: (ausführlicher Be- 
richt in der „Rote Hilfe“-Zeitung 
9/) 

Kontaktsperregesetz wurde inner- 
halb weniger Tage durch den Bun- 
destag durchgepeitscht und sofort 
zur Anwendung gebracht; 

“ Planstellenzahl des Bundeskrimi- 
nalamtes wurde um 5.000 Planstel- 
len erhöht; 
weitere Gesetzte sind in Vorberei- 
tung: 

Straffung von Strafverfahren, 
Waffen- und Kriegswaffenrecht- 
Verschärfung, 


Demonstrationsrecht „verfeinern“, 
Befugnisse von Polizei und Verfas- 
sungsschutz zum Abhören erwei- 
tern, 
$ 88.a verstärkt zur Anwendung 
bringen, 
zentrale Datenerfassungskartei ver- 
stärkt auffüllen, 
Einführung der Todesstrafe bei 
Mord und Geiselnahme, 
Abschaffung der Zwangsernäh- 
. rung, 
Sicherheitsverwahrung, 
Terroristenkommandos 
einsetzen. 


verstärkt 


angeklagt: . 


Vopoterror in Ostberlin 


„Russen raus, Russen raus!“ Immer wieder schallen diese Rufe in der Nacht 
zum 8. Oktober über den Alexanderplatz in Ostberlin. Über 1.000 Jugendliche 
haben sich spontan zu einem Demonstrationsblock zusammengeschlossen, 
pfeifen und rufen Parolen, wenn Vopos wieder einmal einen von ihnen aus der 


Menge greifen, ihn zusammenschlagen. 


Nach dem Willen der SED-Führung 
sollte dieser Abend eigentlich ganz anders 
verlaufen, sollte auf dem Alexanderplatz 
aus Anlaß des 28. Jahrestages der Grün- 
dung der DDR ein „Fest der Lebensfreu- 
de“ stattfinden. Überall waren Festzelte 
und Buden aufgebaut, sangen Schlager- 
sänger, spielten Rockgruppen. Doch nun 
am Abend bietet der Platz ein anderes 
Bild: Über tausend Jugendliche stehen 
mehreren Hundertschaften schwerbe- 
waffneter Vopos gegenüber, Wasserwer- 
fer fahren in die Menge, Polizisten mit 
Hunden provozieren immer neue Schlä- 
gereien, gehen mit Tränengas und 
Gummiknüppeln gegen die Jugendlichen 
vor, sie schlagen brutal zu, überall auf 
dem Platz gibt es Verletzte, einige Ju- 
gendliche liegen blutüberströmt am Bo- 
den. Aber sie wehren sich, ‚Steine und 
Flaschen hageln aus der empörten Menge 
auf die verhaßte Polizei nieder. Rund 700 
Jugendliche werden verhaftet, werden in 
einen für den Verkehr gesperrten Auto- 
tunnel am Alexanderplatz geschleppt, 


„Wichtige Urteile 


Am 29. 10. wurde in Marburg der 
Genosse L. König in einer Berufungsver- 
handlung wegen „Meineids“ zu sechs 
Monaten Gefängnis mit Bewährung (Ur- 
teil der 1. Instanz: neun Monate mit Be- 
währung und 1.500 DM Geldstrafe) ver- 
urteilt, obwohl in der Verhandlung deut- 
lich wurde, wie konstruiert die Anklage 
war, und eine Verurteilung eigentlich 
nicht einmal nach den Maßstäben des 
bürgerlichen Rechts vertretbar war. 


DORTMUND 


Der presserechtlich Verantwortliche 
der KPD/ML in Dortmund, Reinhard 
Danelzik, wurde vom Amtsgericht zu 50 
Tagessätzen a 25 DM verurteilt. Ange- 
klagt waren eine Beilage in der Betriebs- 
zeitung „Stählerne Faust“, in'der auf die 
Entlassungen der Roten Betriebsräte auf 
HDW in Kiel eingegangen wird und ein 
Flugblatt gegen die Ausweisung eines 
Türken in Hagen. 


TÜBINGEN 


Der Antifaschist Wolfgang Wurster 
wurde in einem Prozeß, in dem er — eine 
unverschämte Provokation — zusammen 
mit elf Faschisten angeklagt war, zu sechs 
Monaten Gefängnis wegen „gemein- 
schaftlicher Nötigung und Störung einer 
Versammlung“ verurteilt. Er wurde „be- 
obachtet , wie er in der Menschenkette 
nahe des Eingangs stand“, dort also, wo 


sich über 200 Antifaschisten versammelt 


dort z. T. stundenlang verhört, erken- 
nungsdienstlich behandelt — wie Schwer: 
verbrecher. 


„Betrunkene Rowdies provozieren 
Zwischenfälle“, so heißt es. dann einige 
Tage später in offiziellen Mitteilungen der 
DDR-Behörden. Als unpolitische „Row- 
dies“ also sollen die Jugendlichen diffa- 
miert werden, weil sie ihrer Wut und 
ihrem Haß gegen das Unterdrückerre- 
gime und dessen Staatsorgane Ausdruck 
gaben. Und in der Tat, „Rowdytum“ ($ 
215) ist einer der berüchtigsten Paragra- 
phen des DDR-Strafgesetzbuches, mit 
dem die Behörden gegen politisch mißlie- 
bige Werktätige vorgehen. 


. Der spontan entstandene Protest der 
Jugendlichen auf dem Alexanderplatz 
wurde von vielen Werktätigen unter- 
stützt, er ist der Beweis dafür, daß sich 
die Bevölkerung der DDR nicht mit dem 
System von Ausbeutung und brutaler po- 
litischer Unterdrückung abfindet, daß sie 
sich dagegen zur Wehr setzt. 


hatten, um eine Veranstaltung der be- 
rüchtigten Hoffmann-Truppe zu verhin- 
dern. Dieser Hoffmann übrigens wurde 
wegen „Landfriedensbruch und gefährli- 
cher Körperverletzung“, die das Gericht 
als erwiesen ansah, lediglich zu zehn 
Monaten Gefängnis mit Bewährung ver- 
urteilt. 3 


Prozesstermine 
DORTMUND 


Der Prozeß gegen Genossen Dieter 
Stoll, über den wir in der letzten Ausgabe 
berichteten, findet am 29. 11. 77 statt. 


KIEL 


Der Antifaschistenprozeß in Kiel, 
über den wir in unserer letzten Ausgabe 
ausführlich berichteten, findet ab 15. 11. 
77 statt. 


WESTBERLIN 


Am 5. 12. 77 findet in Westberlin der 
Berufungsprozeß gegen den Genossen 
Reinhold H., der im September 1976 bei 
einer Kundgebung gesagt haben soll: 
„Kontaktbereichsbeamte sind das gleiche 
wie Blockwarte aus dem NS-Regime, es 
sind Spitzel und Nazi-Schweine!“ Ob- 
wohl von drei Zeugen der Anklage nur 
einer diesen Satz gehört haben will, war 
der Genosse in 1. Instanz zu einer Geld- 
strafe verurteilt worden. 


Unterstützt die angeklagten Genos- 
sen! 


Freispruch für Todesschützen in Uniform 


Vor kurzem wurde der Polizist Dieter Ahlfänger aus Recklinghausen freige- 
sprochen. Er hatte am 24. Juli den 17jährigen Herner Rudolf Pollaczek (siehe 
Bild) auf dem Hof hinter der Wohnung seines Bruders vor dessen Augen er- 
schossen. Vier Polizisten standen damals um den angetrunkenen Jugendlichen 
herum, der lediglich Streit mit seinem Bruder hatte. Keiner griff ein. Plötzlich 
aber trat der Polizist Ahlfänger auf ihn zu, feuerte ihm mit ausgestrecktem 
Arm eine Kugel in den Kopf und ging lächelnd vom Hof. 


Das Gericht sah die Ereignisse natür- 
lich ganz anders: „Pollaczek wollte sei- 
nen Bruder Ernst mit dem Messer töten. 
Er sagte, sein eigener Tod mache ihm 
nicht aus. Vorher aber wollte er einen 
Beamten mitnehmen. Der Herner war ein 
zu allem entschlossener lebensmüder 
Mann... Er war zum Sterben bereit. Er 
war auch schmerzunempfindlich, als er 
sich mit dem Messer selbst in den Arm 
schnitt. Die Polizeipistolen machten auf 
ihn keinen Eindruck.“ Also mußte man 
ihm Eindruck machen, einen sehr nach- 
haltigen sogar. 

Die Familie erzählte der „Roten 
Hilfe“-Zeitung über den damaligen Vor- 
gang: 

„Keiner der vier Polizisten leistete 
Erste Hilfe. Auch Rudolfs Mutter durfte. 
nicht zum Schwerverletzten, sondern 
wurde von einem Polizisten mit den Wor- 
ten „Hauen Sie ab, Sie sind ja sowieso 
besoffen“ zur Kellertreppe geschubst. 


Die Kripo, die ca. 15 Minuten später 
eintraf, ließ die vier Polizisten weggehen 
und hielt die Verwandten und Zeugen 
fest, so als wären sie die Täter. Bis zum 
späten Abend erhielt Rudolfs Mutter und 
seine Schwester keinerlei Nachricht über 
Rudolfs Zustand. Als Rudolfs Schwester 
gegen 21.30 Uhr ins Herner Evangelische 
Krankenhaus ging, wurde ihr von einem 
der Totenschein vorgelegt mit 


1977: 15 Menschen starben durch Polizeikugeln 


Die Polizei erschießt auf 
dem Nürburgring den 19- 
jährigen Hans Georg 
Linden. 


Der erst 14jährige Peter 
Lichtenberg wird beim 
Spielen von einem Poli- 
zeibeamten in Roden- 
bach/Hanau erschossen. 


5.2.71 


9.2.77 


28.2.77 Joanis Batos, ein griechi- 
scher Arbeiter, stirbt 
nach schweren Mißhand- 
lungen durch Polizeibe- 
amite in einer Ausnüchte- 


rungszelle in Dortmund. 


13.4.77 Auf einer Landstraße bei 
Idstein (Wetzlar) wird 
der 43jährige Landwirt 
H. Schlaudraff nach 
einer Verfolgungsjagd 
der Polizei kaltblütig er- 
schossen. Kommentar 
der Polizei: Man habe 
ihn für einen „Schaf- 
dieb“ gehalten. 


Eberhard Dresier, 28 
Jahre alt, wird in Solin- 
gen von der Polizei er- 
schossen. 


22.4.77 


9.5.77 Nach einem Polizeiein- 
satz mit der chemischen 
Keule stirbt in Wahnbeck 
(Göttingen) die 62jährige 
Frau Linnemann an Er- 
stickung. 


In Westberlin erschießen 
Polizisten den 31 Jahre 
alten Peter Nöhling. 


28.5.77 


27.6.77 Walid al Halawani, ein 
Jordanier, wird in West- 
berlin nach einer: Verfol- 


gungsjagd erschossen. 


Gustav Schlichting, 
Fuhrunternehmer aus 
Wattenscheid, stirbt nach 
einem Familienstreit 
durch die Kugel eines Po- 
lizeibeamten. 


Rudolf Pollaczek, 17jäh- 
riger Arbeiter aus Herne, 
wird bei einem Streit mit 
seinem Bruder von einem 
Polizisten erschossen. 


3.7.77 


24.7.77 


Juli 77 _ In Schwerte wird ein aus- 
ländischer Arbeiter von 
der Polizei erschlagen. 
Lapidare Erklärung der 
Polizei: „Unglücklich ge- 
fallen“. 


Der Türke Sadat Krimizi 
wird bei einer Autokon- 
trolle in der Nähe von 
Garmisch durch einen 
„versehentlichen“ Kopf- 
schuß getötet. 


In Walsrode erschießt die 


6.8.77 


26.9.77 


Polizei einen 16jährigen 


Jugendlichen, als dieser 
zu fliehen versucht. 


Der 33jährige H. 7. 
Heitkämper wird in Dort- 
mund bei einem versuch- 
ten Bankraub erschossen. 


In Frankfurt wird der 
33jährige Rolf Udo 
Rescher bei einer Perso- 
nenkontrolle erschossen. 


2.11.77 


2.11.77 


Seite 7 


der Bemerkung: „Ich kann nichtssagen, 
ich habe den Fall heute Nachmittag nicht 
angenommen. Lesen Sie sich das durch 
und unterschreiben Sie.“ Der Bruder 
Ernst, seine Schwägerin und deren Ver- 
lobter, die aus ca. 4 m Entfernung die Tat 
gesehen hatten, wurden von der Krimi- 
nalpolizei direkt zur Polizeiwache ge- 
bracht und erhielten erst um 19 Uhr auf 
ihre ständigen Fragen von einem Kripo- 
beamten hingeworfen: „Der ist tot!“ 


Rudolfs Leiche war inzwischen von 
der Staatsanwaltschaft längst beschlag- 
nahmt worden. Als Rudolfs Schwager am 
nächsten Tag bei der Staatsanwaltschaft 
nachfragte, bekam er dort die Antwort: 
„Ich darf keine Auskunft erteilen“ und 
„Ich haben den Polizisten nicht vernom- 
meri“. Aber unmittelbar kam Schudy, 
einer der beteiligten Polizisten, heraus. 
‚Auf die Bemerkung von Rudolfs Schwa- 
ger: ‚Sie waren es also, der Rudolf er- 
schossen hat“, antwortete Schudy lässig: 
„Ich war nur der mit dem Gummiknüp- 
pel“. 


Obwohl nun mehrere Zeugen aus 
nächster Nähe gehört hatten, daß Rudolf 
„Nein, nein, nein“ zu den Polizisten 
gerufen hatte, obwohl sie gesehen hatten, 
daß ihm mehrmals das Messer aus der 
Hand gefallen war, weil er angetrunken 
war, und daß er die Polizisten weder be- 
drohte noch auf sie zuging — wurde 
keiner von ihnen im Prozeß vereidigt, 
damit ihre Aussagen nicht soviel wert 
sind. Aber alle vier Polizisten wurden 
vereidigt und ein schwerhöriger Zeuge, 
der angeblich in seiner Wohnung gehört 
haben will, wie Rudolf einem Polizisten 
zugerufen hätte: „Ich stech’ dich ab“. 
Dessen Sohn aber, der am Fenster stand 
und gute Ohren hat, hat nichtsdergleichen 
gehört, sondern nur ein dreimaliges lautes 
„Nein“ von Rudolf, bevor der Schuß 
fiel.“ 


Und so spielte für den Richter natür- 
lich auch keine Rolle mehr, daß Dieter 
Ahlfänger sogar entgegen einem Mini- 
stererlaß mit vorgespannter Waffe schoß, 
schließlich erklärte Otto Hass, Schießleh- 
rer und Waffenexperte der Bochumer 
Polizei, vor Gericht, er würde „immer ge- 
zielt und mit vorgespannter Waffe schie- 
Ben“, wenn er „die Möglichkeit hätte“. 
Der Richter schloß sich dem Urteil dieses 
berüchtigten Polizeiausbilders an: „Da 
Notwehr vorliegt, spielt es keine Rolle, 
ob die Waffe gespannt war oder nicht. 
Der Verteidigungswille des Pölizeibeam- 
ten ist maßgebend, und der war vorhan- 
den.“ 

Nun wollen die Behörden Rudolfs 
Verwandte „weich“ machen. Die Familie 
berichtete weiter: „Ernst, der Bruder, 
bekam letzte Woche eine Anklage wegen 
Beihilfe zum Diebstahl! Im Januar hatte 
ein Arbeiter in dem Kaufhaus, wo Ernst 
arbeitet, Diebstahl begangen und später 
u.a. Ernst als mitschuldig denunziert. Er 
ist aber bei seinen Kollegen als zuverläs- 
siger und ehrlicher Kollege bekannt. Ihm 
wurde deshalb auch nicht gekündigt. Und 
jetzt plötzlich, nach so langer Zeit wird 
Anklage erhoben! Did Herner Werktäti- 
gen erkennen aber s&hr wohl, auf wessen 
Seite die Wahrheit’äst. Nicht nur die 
Empörung ist groß, ‘viele Kollegen haben 
zum Beispiel auch Geld für die Prozeß- 
kosten gesammelt. 


Genossen. Wolfgang Br 
linghausen, M. Schöne 
Michael Gollan, würden be 
zu zusammen 25 Monaten 


Wolfgang. Brod. ne Man 
.. nenberg haben ihre Strafe 
gesessen, Peter Bellingh: i 
z ‚Michael Gollan befinden 


Weihnachtssolidarität mit c 


Wir leben in einer Zeit, in der die Faschisierung zusehends immer mehr vor- 
anschreitet. 

Schon im letzten Jahr zeigte sich, daß immer mehr Gefängnisstrafen gegen 
Revolutionäre verhängt wurden, weil die Kapitalistenklasse sah, daß sie die 
kommunistische Gesinnung nicht verbieten kann, und sie rächt sich auf diese 
Weise. Durch die zahlreichen Gesetze, die in den letzten Jahren verabschiedet 
wurden oder die im Augenblick geplant sind, wird sich die Zahl der Gefäng- 
nisurteile noch erhöhen und die Strafen verschärfen. 

In der DDR sitzen Tausende politische Gefangene in Haft. Anfang dieses 
Jahres wurden die Gesetze zur Unterdrückung der politischen Betätigung gegen 
das Honnecker-Regime in der DDR verschärft. Besonders bedroht sind die Ge- 


nossen der illegalen Sektion der KPD/ML in der DDR. 

Besonders in der Vorweihnachtszeit ruft die RHD auf: 

Denkt an alle die, die wegen ihrer revolutionären Gesinnung zu Gefängnis- 
strafen verurteilt wurden und in Kürze mit der Vollstreckung der Haftstrafen 
rechnen müssen, oder die schon ins Gefängnis gehen mußten. 

Zeigt ihnen, daß sie nicht alleine stehen, errichtet im Rücken der politischen 


Gernot Schubert 


Genossin Karin Wagner, sie ist verhei- 
ratet, wurde wegen mehrerer Ausgaben 
des „Roter Morgen“ zu vier Monaten Ge- 
fängnis verurteilt. Sie war früher Redak- 
teurin des „Roten Morgen“. 


Genosse Gernot Schubert, verheira- 
tet, Vater von zwei Kindern, erhielt 16 
Monate Gefängnis. Er war der verant- 
wortliche Verleger des „Roten Morgen“. 

Genosse Dieter Stoll, verheiratet und 
Vater von zwei Kindern, soll ebenfalls als 
früherer Redakteur des „Roten Morgen“ 
für vier Monate hinter Gitter. 


Dieter Kwoll 


Dieter Kwoll, verheiratet und Vater 
eines Kindes, ehemals verantwortlicher 
Redakteur der „Roten Hilfe“-Zeitung, 
wurde wegen „böswilliger Verächtlichma- 
chung der Bundesrepublik“ und „Beleidi- 
gung der Duisburger Polizei“ zu zehn 
Monaten Gefängnis verurteilt. Die Rote 
Hilfe“-Zeitung schrieb damals: „Wenn 
der Genosse Dieter Kwoll: am 22. 10. als 
verantwortlicher Redakteur unserer Zei- 
tung vor Gericht steht, dann nicht, weil 
wir nur über Prozesse berichten, sondern 
weil wir den angeklagten Genossen bei ih- 
rem Kampf zur Seite stehen, weil wir 
ihnen vorbehaltlos den Rücken stärken 


Karin Wagner 


Siewerden im nächsten Jahr 


Dieter Stoll 


Redakteure des "Roten Morgen” 


Ein Teil dieser Strafen wird wahr- 
scheinlich im kommenden Jahr rechts- 
kräftig. 


„Eine Zensur findet nicht statt, nur 
wenn der Staat es dringend nötig hat“, 
sagte vor fast 50 Jahren Erich Weinert. 
Auch heute werden wieder Redakteure 
kommunistischer Zeitungen ins Gefäng- 
nis gesteckt. Ziel der Kapitalisten ist es, 
und das zeigt sich besondern gut an der 
Verfolgung des „Roten Morgen“, des 
Zentralorgans der KPD/ML, die k 3: 
munistische Idee auszuschalten. 


Peter Schulte 


Peter Schulte, ebenfalls verheiratet 
und Vater eines Kindes, wurde als Presse- 
verantwortlicher der KPD/ML in Dort- 
mund zu zehn Monaten Gefängnis verur- 
teilt. Er war angeklagt wegen neun Be- 
triebszeitungen und Flugblättern der 
KPD/ML, wegen „Verächtlichmachung 
der Bundesrepublik“, „Beleidigung“ und 
„Volksverhetzung“. 


Der Berufungsprozeß gegen den 
Genossen Peter findet ab 11. 11. statt. 


n politischen Gefangenen 


sefangenen und ihrer Familien eine starke Mauer der Solidarität. 

Bedenkt, daß sie keine Verbrecher sind, wie es die bürgerliche Klassenjustiz 
mmer gerne hinstellt, sondern Vorkämpfer Eurer eigenen Sache, denn sie 
‚aben sich eingesetzt im Kampf für eine bessere Zukunft. So wie es heute sie 
etroffen hat, hätte es auch Euch treffen können. 

Darum ruft die RHD Euch zu: : 

‚,_ Verbreitet das Schicksal der politischen Gefangenen, der Opfer der Klas- 
senjustiz unter Euren Verwandten, Freunden und Kollegen; 
, Gebt Geld in die Sammelbüchsen der RHD oder spendet auf das Konto der 

RHD, damit die Familien der politischen Gefangenen unterstützt werden 

können und zur Gefängnisstrafe nicht noch ein hoher Schuldenberg hinzu- 


kommt; 


Stellt Gegenstände zum Verkauf auf den Basaren zur Verfügung; 
Schreibt den politischen Gefangenen, 


Werbt Mitglieder für die RHD; 


’ 

’ 

+ Werdet Mitglied der RHD; 
’ 

ı Stärkt die Solidaritätsfront! 


} 

Michael Banos 

Im Juli 1976 wurde Michael Banos, 
:hemals presserechtlich verantwortlich 
*ür die Zeitung und Flugblätter der Roten 
Jilfe, zu sieben Monaten Gefängnis ver- 
ırteilt. Das war die erste Gefängnisstrafe 
»hne Bewährung gegen einen Pressever- 
ıntwortlichen einer revolutionären Zei- 
ung. (In späteren Prozessen wurde dieses 
{ zur Grundlage anderer Gefängnis- 
trafen gemacht). 

„Jeder kann seine Meinung frei — in 
Wort und Schrift verbreiten“, heißt es im 
Srundgesetz. Was diese Meinungsfreiheit 
vert ist, das zeigt dieses Urteil. Sieben 
Monate Gefängnis deshalb, weil die Rote 
Jilfe in den Flugblättern aufgeklärt hat 
iber den Tod Günter Routhiers, weil sie 
nformiert hat über die Isolationshaft in 
len Gefängnissen und weil sie aufgerufen 
yat zur Solidarität mit den politisch Ver- 
olgten. 


re Strafe antreten müssen 


Klaus Singer 


Das bayrische Oberste Landesgericht 


verurteilte am 3. 10. in München den 


Rüsselsheimer Genossen Klaus Singer zu 
einem Jahr Gefängnis ohne Bewährung. 
Damit hob das Gericht das Urteil der vor- 
herigen Instanz auf, die Klaus zu einem 
Jahr Gefängnis mit Bewährung und 1.000 
DM Geldstrafe verurteilt hatte. 

Die Streichung dieser Aussetzung der 
Bewährung wurde vom Obersten bayri- 
schen Landesgericht mit folgenden Wor- 
ten schon vor dem Prozeß begründet: „Es 
(das Gericht) hätte prüfen müssen, ob die 
Gewährung von Strafaussetzung ange- 
sichts der in den letzten Jahren bedroh- 
lich zunehmenden Versuche radikaler 
Gruppen, ihre Ziele mit Gewalt durchzu- 
setzen, nicht Anlaß zu Mißdeutungen ge- 
ben und dazu beitragen kann, daß das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Funk- 
tion der Rechtspflege schwindet... 


Wenn Ihr an die Genossen denkt, 
die bald ihre Gefängnisstrafe antre- 
ten müssen, denkt auch an den Ge- 
nossen Bernd, der sich immer noch 
im Krankenhaus befindet. Bernd er- 
litt bei der AKW-Gegner Demonstra- 
tion am 19. 11. 76in Brokdorf durch 
einen Steinwurf eines Polizisten eine 
lebensgefährliche Gehirnverletzung. 

Zeigt dem Genossen Eure Solida- 
rität! Adresse: Bernd Woitalla, 2427 
Malente, Haus „August Bier“, See- 
str. 


Denkt an Genossen Bernd! 


SPENDENKONTO DER RHD: 
Stadtsparkasse Dortmund 
Nr. 201 007 097, H. Held 
Stichwort: „Weihnachtssolidarität“ 
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Hafthilfe fü 


Aus der Ar 


Die beiden Berichte auf dieser Seite entstanden nach einem ausführlichen 
Gespräch der RH-Redaktion mit Genossen Wolfgang Brod und 2zinem Vertre- 


‚ter der Ortsgruppe Köln. 


Im Juli 1976 wurde der Revisionsantrag der Kölner Antifaschisten abge- 
lehnt. Damit waren die Gefängnisstrafen wegen der Vertreibung der Nazis aus 
dem Kölner Arbeiterviertel Nippes rechtsrkäftig. Die Ortsgruppe Köln der 
RHD mußte sich auf die Hafthilfe vorbereiten. Als kurz vor Ostern 1977 die er- 
sten Ladungen zum Strafantritt kamen, ‚war das Wichtigste schon überlegt. 


Als erstes organisierte die Orts- 
gruppe ein Treffen im gemütlichen 
Rahmen, zu dem sie die betroffenen 
Genossen, ihre Familienangehörigen, 
Kollegen und persönlichen Freunde 
einlud. Zunächst wurde beraten, wie 
man auf die Ladung zum Strafantritt 
reagieren solle. Zwei Flugblätter 
hatte die RHD schon vorher verteilt. 


Bei Wolfgang Brod hatten seine Kol- 


legen es übernommen, ihm seinen 
Arbeitsplatz zu erhalten, indem ein 
Kollege während der Haftzeit für ihn 
die Schichtarbeit übernahm. Damit 
dieser Kollege nicht ständig in Un- 
sicherheit ist, wann er einspringen 
muß, meldete Wolfgang sich zum 
festgesetzten Strafantrittstermin. 

Die anderen wollten darauf war- 
ten, wann sie abgeholt würden. Also 
wurde geklärt, wer dann von ihrer 
Verhaftung benachrichtigt würde.und 
wer ihnen — wenn sie auf der Ar- 
beitsstelle verhaftet würden — "ihre 
Sachen ins Gefängnis bringt. Die 
RHD sagte zu, sofort alle Kollegen, 
Freunde und Verwandten von der 
Verhaftung zu informieren und sie 
zum Schreiben aufzufordern. Außer- 
dem war ein Leserbrief an die Lokal- 
presse geplant, um die Verhaftung 
noch breiter bekannt zu machen. 

Als nächstes wurden die Genos- 
sen und ihre Angehörigen befragt, 
welche praktischen Dinge nötig seien. 
Ein Kollege übernahm die Zahlung 
der Miete für Wolfgang, damit er die 
Wohnung behalten konnte. Gegebe- 
nenfalls muß auch die Rentenversi- 
cherung und die Krankenversiche- 
rung der Familienangehörigen über- 
nommen werden. Verschiedene 
Freunde und Kollegen erklärten sich 
bereit, die Kosten für Zeitungsabon- 
nements zu tragen, die den Genossen 
ins Gefängnis geschickt werden. Au- 
Berdem wurde festgelegt, wer für je- 
den einzelnen die Besuche koordi- 
niert. Denn Besuche sind einmal im 
Monat eine Stunde oder zweimal 1/2 
Stunde erlaubt, jeweils für drei Per- 
sonen gleichzeitig. Nicht immer ist es 
aber sinnvoll, zu dritt hinzugehen, 
denn dann ist die Zeit — für jeden 
zehn Minuten praktisch — doch sehr 
knapp. Auch möchte der Genosse 
vielleicht einmal von seiner Frau oder 
Freundin allein besucht werden. 

Weiter wurden die Genossen ge- 
fragt, welcher Beschäftigung wie 
Fortbildung, Hobbys usw. sie im Ge- 


fängnis nachgehen wollten, und man 
half bei der Materialbeschaffung. 
Ein Radio wurde besorgt. Die RHD 
schenkte den Genossen Literatur, u. 
a. auch ein Buch mit gymnastischen 
Übungen, außerdem stellte sie ihnen 
Sportgeräte (Expander, Hantel) leih- 
weise zur Verfügung und eine Straf- 


vollzugsordnung mit Kommentar. _ 


Wichtig ist nämlich, daß der Genosse 
seine Rechte im Gefängnis gut kennt, 
die RHD muß ihm diese Kenntnis 
vermitteln. 


Wolfgang Brod 
Außer den Freunden und Kolle- 
gen, die die Hafthilfe praktisch un- 
terstützten, gelang es der RHD auch 
noch, einige Menschen zu regelmä- 
Bigen Geldspenden zu bewegen. 
Auch als die Genossen im Ge- 
fängnis waren, blieb die  Hafthilfe- 


Trotz Schikane gegen. Genossen 
Klaus Kercher, konnte seine Freilas- 
sung vorzeitig erkämpft werden. 
Nachdem Klaus’ Antrag auf 2/3 
Haftentlassung abgelehnt worden 
war, hatte die Ortsgruppe einen brei- 
ten Kampf dagegen begonnen. Die 


heit der Roten Hilfe 


r die Kölner Antifaschisten 


gruppe aktiv. Sie sorgte für regelmä- 
Bigen Briefwechsel und Besuche und 
für ein Paket zum Geburtstag. (Da 
nur ein Paket erlaubt ist, muß man 
sich mit der Familie zusammentun). 
Für Wolfgang hatten auch die Kolle- 
gen 70 DM gesammelt. Sie besuchte 
die Mutter von Wolfgang Brod und 
lud Ehefrauen und Freundinnen zum 
Essen ein. Als die 2/3-Zeit von Wolf- 
gang herannahte, startete die Haft- 
hilfegruppe eine Postkartenaktion. 
Die Richterin, die über die Entlas- 
sung zu entscheiden hatte, bemerkte 
dazu giftig: „Unverschämt, diese 
Postkartenschreiberei. Aber dadurch 
lasse ich mich ja gar nicht beeinflus- 
sen!“ An dieser Aktion beteiligten 
sich auch viele Arbeitskollegen. Sie 
besuchten Wolfgang auch, obwohl 
(die Fahrt von Köln nach Münster‘ 
recht weit ist. Ein Kollege hatte es 
übernommen, Wolfgang brieflich 
genau auf dem Laufenden zu halten, 
über alles was im Betrieb passierte. 

Aber auch viele Rote Helfer und 
Freunde von auswärts haben ihm ge- 
schrieben. Und das ist sehr wichtig. 
Was man schreiben soll? Nun, vom 
täglichen Leben — von der Arbeit, 
vom Ärger mit dem Vermieter, von 
den Problemen der Kinder in der 
Schule, natürlich auch von der Arbeit 
der Roten Hilfe, denn von all dem ist 
der Genosse ja abgeschnitten. Es 
muß wahrhaftig kein „marxistisch- 
leninistischer“ Brief sein! 

Ein wichtiges Ergebnis dieser Art 
Hafthilfe ist, daß viele Menschen aus 
dempersönlichen Umkreis des Ge- 
nossen einbezogen werden. Sie lernen 
die Rote Hilfe praktisch kennen und 
ihr vertrauen. Manch einer wird hin- 
terher Mitglied. 


Klassenjustiz reagierte darauf 'mit 
Verschärfung der Haftbedingungen. 
Doch der Kampf hatte Erfolg: Die 
Genossen und Freunde empfingen 
Klaus am 4. 11. 77 vor den Gefäng- 
nistoren. 


Wolfgang Brod berichtet über seine Erfahrungen 
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aus der Gefängniszeit 


Die erste wichtige Frage ist: Was 
kommt in die Reisetasche, die von 
der Ladung zum Strafantritt an stän- 
dig bereitstehen muß? 


e die Lektüre, die man während der 
Haftzeit braucht, sollte man mög- 
lichst vollständig mitnehmen, später 
muß man für jedes Buch erst einen 
Antrag stellen; 


® Schreibmaschine und Papier, 
wichtig ist Blaupapier und Durch- 
schlagpapier, das im Gefängnis nicht 
zu bekommen ist, damit man Durch- 
schläge von Beschwerden, Briefen 
etc. machen kann; 


®e Locher, Hefter und Klammern 
und zwei Aktendeckel sind praktisch, 
damit alles geordnet werden kann; 


« Taschenkalender; 


Schere, man bekommt im Ge- 
fängnis nicht einmal eine Nagel- 
schere; 


e Radio ohne UKW-Teil, aber. 
mit Kopfhörern, Ersatzbatterien (!) 


e Wäsche ist nicht notwendig, aber 
Haus- und Turnschuhe tun gute 
Dienste. Wer es gewohnt ist, sollte ein 
Kopfkissen mitnehmen. 


®e nicht zu viel Geld; 


e Tischtennisschläger, Sportgeräte, 
z. B. Hantel; 


Nach der Ankunft im Gefängnis 
folgt die Durchsuchung, „Untersu- 
chung“, Einkleidung. Du bekommst 
eine Einzelzelle. In der ersten Zeit be- 
kommst du auch Arbeit auf die Zelle, 
sie ist stumpfsinnig, aber man ist zur 
Arbeit verpflichtet. Man kann Selbst- 


t Hat Ih- 
war Baulöweh“ wir 
g Nreißeer doch, daß 
holgenußh ein 


Kühnheit beinahe se 


sc 


inem Gefangenen gq 
tens untersagt ist. 
* 


Ihwindelig.| SC! f 


beschäftigung beantragen. Wenn es 
genehmigt wird, ist man aber ver- 
pflichtet, zu den „Unterhaltskosten“ 
beizutragen. 


Wichtig ist, daß man gleich in den 
ersten Tagen das Verfahren von An- 
trägen und Beschwerden erkundet 
und die Freizeitangebote herausbe- 
kommt. Dann heißt es, Anträge stel- 
len, sich nicht abwimmeln lassen. 
Auf Beschwerden macht man den 
Vermerk: „Kopie geht an Rechtsan- 
walt“. 


Als „Neuer“ wird man verschie- 
denen Leuten vorgeführt, die einen 
auszuhorchen versuchen: dem An- 
staltsleiter, dem Psychologen, Sozial- 
arbeiter, der Gefängnispfarrer 
kommt. Man ist gegenüber diesen 
Leuten zu keinen Angaben über Vor- 
strafe, Arbeitsplatz, Lebenswandel 
etc. verpflichtet. Nur die Personalien 
muß man angeben, ansonsten gut 
überleben, was man wem sagt! 


Man macht sich am besten gleich 
vom ersten Tag an Arbeitspläne für 
jede Woche, für jeden Tag, an die 
man sich streng hält. Sport ist sehr 
wichtig, Gymnastik jeden Tag ma- 
chen, auf Hofgang auch bei schlech- 
tern Wetter bestehen! Die vorhande- 
nen Sportgruppen möglichst gut nüt- 
zen. 


Ein Problem ist auch das Ver- 
halten gegenüber anderen Gefange- 
nen. Der Kontakt zu ihnen ist not- 
wendig, man soll sich auch mit ihren 
Problemen beschäftigen. Aber Vor- 
sicht ist geboten, Fairneß, aber keine 
Verbrüderung. Hände weg vor allem 


hwimmen, 


und a 
auf einer Bahte 


vom „schwarzen Markt“ im Gefäng- 
nis, sich nicht abhängig machen. 
Lasse dich auf keine Spiele um Geld 
und Tabak ein. 


Wolfgang Brod wurde nach eini- 
ger Zeit zur Arbeit in einem Betrieb 
außerhalb des Gefängnisses gefah- 
ren. Er berichtete, daß er sich noch 
nie so rechtlos als Arbeiter gefühlt 
hat wie dort: Man hat keinerlei Be- 
schwerderecht, auch wenn man noch 
so ungerecht behandelt wird. Ob sie 
einem Sicherheitskleidung geben 
oder nicht — man hat den Mund zu 
halten. Die „normalen“ Kollegen 
hielten einen natürlichen Abstand zu 
den Kriminellen. Als sie aber erfuh- 
ren, weshalb Wolfgang im Gefängnis 
war, änderte sich ihr Verhältnis ihm 
gegenüber schlagartig in Wohlwollen 
und Hilfsbereitschaft. 


Nach wenigen Tagen bekommst 
du auch Post und Zeitungen — die 
Genossen draußen haben die Unter- 
stützung begonnen. Wenn dir Briefe 
und Zeitungen nicht ausgehändigt 
werden, nimm’ nichts ohne Be- 
schwerde hin. 


Vor Besuchstagen bereite dich 
gründlich vor, mache dir einen Zet- 
tel, sonst vergißt du in der Aufre- 
gung, was du fragen oder erzählen 
wolltest. 
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fängnis die Küche schon ge 
schlossen ist. 
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Aufgaben der Rechtshilfe 


Bremen 


Liebe Genossen! 


Bis vor kurzem arbeitete ich in 
einer Näherei in Bremen für einen 
Stundenlohn von 4,95 DM. Als ich 
sieben Tage krankgeschrieben wurde 
(in der Probezeit), bekam ich am 
fünften Tag meiner Krankheit ein 
Schreiben, in dem mir rückwirkend 
zum letzten Tag vor Krankheitsbe- 
ginn gekündigt wurde. Da ich über 
die genaue Rechtslage nicht Bescheid 
wußte, wandte ich mich an die Rote 
Hilfe Deutschlands, von der ich er- 
fuhr, daß rückwirkende Kündigun- 
gen unmöglich sind. Die Rote Hilfe 
Deutschlands hat mich genau infor- 
miert, welche Schritte ich dagegen 
unternehmen kann (Gespräch mit 
dem Abteilungsleiter, um ihm klar- 
zumachen, daß ich mir eine solche 
Ungerechtigkeit nicht gefallen lasse; 
dafür sorgen, daß die Arbeiterkam- 
mer dem Betrieb einen Brief schreibt, 
Antrag auf Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung, die ich auf der Ge- 
schäftsstelle eines Arbeitsgerichts zu 


Protokoll geben kann, evtl. wenn es 
sich finanziell lohnt, eine Klage vorm 
Arbeitsgericht). 


Ich bin dann persönlich zum Ge- 
schäftsführer der Firma gegangen, 
der mich erst gar nicht zu Wort 
kommen ließ, sondern mir etwas von 
täglicher Kündigungsfrist usw. er- 
zählen wollte. Als ich ihn darauf 
hinweis, daß trotz alledem keine 
rückwirkende Kündigung möglich 
ist, meinte er, daß er das wohl wüßte, 
aber versuchen könnte man’s ja 
mal...! Abgesehen von anderen Äu- 
ßerungen kann man hieran schon 
deutlich sehen, daß die Herren Kapi- 
talisten keine Skrupel kennen, wenn 
es darum geht, den Arbeitern auch 
noch den letzten Groschen von ihrem 
schon sauer genug verdienten Geld 
aus der Tasche zu ziehen. 


Wenn ich nicht gewußt hätte, daß 
es die Rote Hilfe Deutschlands gibt, 
die mich informieren und mir helfen 
kann, hätten die mit ihrer Methode 
wahrscheinlich Erfolg gehabt. 


Rot Front! Eine Rote Helferin 
aus Bremen! 


Hamburg : 8 Antifaschisten festgenommen 


Bericht über den praktischen Ein- 
satz unserer Rechtshilfegruppe. Was 
wir dabei gelernt haben. 


An einem Samstag: „Polizisten 
haben acht Antifaschisten festge- 
nommen und zur nächsten Wache ge- 
schleppt“, berichtete empört eine Ge 
nossin am -Telephon und erzählte 
weiter: „Die NPD-Faschisten und ih- 
re Jugendorganisation versuchten -'- 
nen breiten Propagandaeinsatz unter 
dem Motto: ‚Kampf der roten Brut‘ 
zu starten, geschützt wie immer 
durch die Polizei. Genossen, die hier 
in Eimsbüttel Agitation und Propa- 
ganda machten, sowieandere Antifa- 
schisten formierten sich spontan vor 
dem NPD-Hetztisch und protestier- 
ten gegen das immer frechere Auftre- 
ten der Faschisten. Plötzlich quiet- 
schende Bremsen: Verstärkung, die 
sofort beginnt, einzelne Antifaschi- 
sten herauszugreifen. Bis auf verbale 
Proteste war bisher nichts, absolut 
nichts gewesen. Es wurden acht Anti- 
faschisten einfach „abgeschleppt“. 
Soweit der Telephonbericht der Ge- 
nossin. 


Auf der Wache stellten die festge- 
nommenen Antifaschisten fest, daß 
auf dem Tisch des Einsatzleiters 
Polaroid-Photos lagen, aufgenom- 
men vor wenigen Minuten bei der 
spontanen Kundgebung, die jetzt zur 
Identifizierung bzw. zur Dirigierung 
des weiteren Einsatzes dienten. Aus 
Gesprächsfetzen der Polizisten ent- 
nahm einer der Festgenommenen, 
daß hauptsächlich „Leute mit Ge- 
sichtstüchern“ herausgegriffen wur- 


„Roter Morgen“. 


den, d.h. Menschen, die sich berech- 
tigterweise mit Schals u. ä. davor 
schützen wollten, daß die Faschisten 
und Polizisten sie wiedererkennen. 


Während des Anrufs und der Be- 
richterstattung über die Festnahmen 
war ein Roter Helfer im Buchladen 
Wir berieten die 
nächsten Schritte: 

1. Die Genossen am Kundge- 
bungsplatz müssen versuchen, Zeu- 
gen festzustellen, die das Ganze be- 
obachtet haben. Namen notieren 


:oder sich gleich in ein Cafe o. ä. 


setzen und einen Augenzeugenbericht 
schreiben. Fragen, ob sie später be- 
reit wären, als Zeugen auszusagen. 
Propagandamaterial der Faschisten 
sammeln. 


2. Wir brauchen die vollen 
Namen der Festgenommenen, min- 
destens jedoch einen vollständigen 
Namen, damit Rechtsanwälte be- 
nachrichtigt' werden können und 
versuchen, einzugreifen. 


3. Die von der RHD vor einiger 
Zeit aufgestellte Rechtsanwaltsliste 
wird gezückt und ein Anwalt nach 
dem anderen angerufen. Ergebnis je- 
doch: Keiner war erreichbar. 


Deshalb fuhr der Rote Helfer, 
ausgerüstet mit der neuen „Rote Hil- 
fe“-Zeitung, Block und Bleistift — 
ein Photoapparat war leider nicht zur 
Hand — zum Kundgebungsort, um 
die Genossen dort bei der Ermittlung 
von Zeugen zu unterstützen, bzw. 
vor Ort zu sehen, was zu tun ist, um 
die Festgenommenen so schnell wie 


möglich freizubekommen. Erst als 
der erste Festgenommene freigelassen 
worden war und zum Kundgebungs- 
ort zurückkam, fiel uns ein, daß es 
sinnvoll und wichtig gewesen wäre, 
jemanden vor der Wache bzw. in der 


Nähe zu postieren, der die Freigelas- 


senen gleich hätte interviewen kön- 
nen. 


Um festzustellen, was mit den 
anderen Festgenommenen passiert 
war, gingen wir zu zweit zur Wache 
und forderten, mit dem uns nament- 
lich bekannten Antifaschisten spre- 
chen zu können. ‚Der ist nach Stellin- 
gen gebracht worden. Unsere Wache 
war zu klein“, erklärte schnoddrig 
einer der Polizisten. „Dann geben Sie 
uns die Adresse und Telephonnum- 
mer dieser Wache“, forderten wir, 
was er auch tat. Wieder draußen, 
riefen wir dort an und erfuhren, daß 
M. und die anderen soeben freigelas- 
sen worden seien. Bei aller Skepsis 
gegenüber dieser Information be- 
schlossen wir, bei ihm zu Hause auf 
ihn bzw. seinen Anruf zu warten. 15 
Minuten später rief M. von unter- 
wegs an. 


An diesem konkreten Beispiel, wo 
wir in der Lage waren, schnell und 
direkt einzugreifen, werden wichtige 
Aufgaben der Rechtshilfe sichtbar: 


1. Informierung über Verhalten 
bei Festnahmen a) als Betroffener 
und b) als Zeuge, d. h. Herausgabe 
von „Verhaltensflugblättern“ damit 
die Genossen rechtzeitig lernen, wo- 
rauf zu achten ist; warum es u. a. 
wichtig ist, gleich vor Ort zu ermit- 
teln, Material sicherzustellen usw. 


2. Kontakte zu Rechtsanwälten: 
Sinnvoll ist es, wenn alle Genossen 
eine Liste der Rechtsanwälte haben. 


3. Einrichtung eines Archivs: Wir 
haben begonnen, die Lokal- und 
überregionale Presse auszuwerten: 
Eine Genossin schneidet regelmäßig 
die entsprechenden Artikel aus und 
ordnet sie ein. Ziel des Archivs ist es 
hauptsächlich Material zu sammeln 
für die Prozeßvorbereitung von 
Genossen bzw. für etwaige Doku- 
mentationen. 


4. Prozeßvorbereitung: Dort, wo 
wir direkt bei der Prozeßvorberei- 
tung beteiligt waren, versuchten wir, 
die angeklagten Genossen auf zwei 
Ebenen zu unterstützen: 


a) bei der konkreten Vorberei- 
tung, d. h. im Sichten und Auswerten 
des Materials; gemeinsame Besuche 
beim Rechtsanwalt u. ä. Hier zeigte 
sich immer wieder, wie wichtig es ist, 
sofort mit den Ermittlungen unserer- 
seits zu beginnen und diese nicht dem 
Staatsapparat zu überlassen. 


. b) durch die Mobilisierung der 
Öffentlichkeit, d. h. Informierung 
der Roten Helfer und der Menschen, 
mit denen wir in unserer Arbeit zu- 
sammenkommen, um eine breite Öf- 
fentlichkeit herzustellen. 


N 


Sanitätereinsatz am Roten Antik! 


Hamburg 


Wir hatten ungefähr zehn Genos- 
sen, die bereit waren, im Sanitrupp 
mitzumachen. 


riegstag 1975 


Die Erfahrungen durch unseren 
Einsatz in Brokdorf halfen uns, grö- 
ßere Klarheit über die notwendigen 
praktischen Schritte zum Aufbau 
und zur Arbeit des. Sani-Trupps zu 
gewinnen. 


Die Schwierigkeiten entstanden 
nun beim praktischen Umsetzen die- 
ser Erkenntnisse, d. h. im Aufbau 
des Sanitrupps als eine Arbeitsgrup- 
pe der RHD. 


Während des Sommerlagers der 
Roten Garde waren Genossen des 
Sani-Trupps eingeladen, um an zwei 
Abenden den Rotgardisten eine Ein- 
führung in Erster Hilfe zu geben, d. 
h. ihnen die Grundkenntnisse zu ver- 
mitteln, die ihnen helfen sollen, sich 
und Mitkämpfende zu schützen und 
ihnen zu helfen. 


Dies war das erste Mal, daß wir in 
dieser Art einen „Erste-Hilfe-Kur- 
sus“ abhielten und wir in der Vorbe- 
reitung und Durchführung konkret 
vor die Fragen gestellt wurden, was 
ist als Grundkenntnis zu vermitteln? 
Wie umfassend sollen bzw. müssen 
die Genossen bestimmte Grund- 
kenntnisse in Anatomie, Atmung, 
Blutkreislauf erhalten? usw. 


Neben einer Einführung in anato- 
mische u. a. „theoretische“ :Grund- 
kenntnisse lernten die Genossen 
— Bergung von Verletzten (allein, 

mit anderen, mit und ohne Hilfs- 

mittel), 

— Atmung, 

— Beatmung, 

— kreislaufstabilisierende Maßnah- 
men (bei Schock, Blutverlust 
etc.) 


Einen Monat später sorgten wir 
beim RM-Pressefest für die Erste 
Hilfe. Damit der von uns mit Matra- 
zenteilen und Sitzgelegenheiten aus- 
gestattete Raum schnell gefunden 


Sanitütstrupps aufgebaut | 


würde, hatte ein Roter Helfer eine ca. 
70 x 70 cm große Fahne gemalt mit 
dem RHD-Symbol im Roten Kreuz, 
wie auch die Sani-Armbinden. 
Glücklicherweise beschränkte sich 
unser Einsatz auf die Verabreichung 
von Kopfschmerztabletten und der 
Möglichkeit für sich unwohl fühlen- 
de Besucher, sich kurz hinzulegen. 


Für einen anderen Einsatz hatten 
wir uns zwei Tage vorher zusammen- 
gesetzt und überlegt, welche Hilfs- 
mittel wir in unseren Taschen aller 
Voraussicht nach dabeihaben müß- 
ten, um schnell Erste Hilfe leisten zu 
können. Wir überlegten uns, wie in 
der Vergangenheit die Polizei in sol- 
chen Situationen vorgegangen war, 
um daraus für unseren Einsatz zu ler- 
nen. Wir organisierten einen Ort, an 
den verletzte Genossen zuerst ge- 
bracht werden konnten. Dort war 
dann ständig ein Sani und ein weite- 
rer Genosse mit Auto, der im Ernst- 


. fall einen Verletzten schnell hätte 


wegfahren können. 


EEE 
GRUNDAUSRÜSTUNG FÜR 
EINE SANITASCHE 
(MINDESTBEDARF) 


Ausgewähltes verschiedenes Ver- 
bandszeug, elastische Binden, Pfla- 
ster, sterile Binde, Dreieckstuch oder 
Windel, Schere, Desinfektionsspray, 
Beruhigungstabletten oder Migräne- 
tabletten. 

Um eventuell Namen oder Mitteilun- 
gen weiterzugeben: Taschenlampe, 
Bleistift, Kuli, Papier oder kleiner 
Block. - \ 

Sinnvoll ist außerdem: Traubenzuk- 
ker, Schokolade, Kreislauftropfen, 
Alurettungsdecke. 

Achtung! Vor jedem Gebrauch Be- 
stand erneuern und auffüllen! 


„Vor Ort“ waren vier Sanis im 
Einsatz. Andere verteilten das RHD- 
Flugblatt: Verhalten bei Festnahmen 
und verkauften RH-Zeitungen und 
diskutierten mit den Anwesenden. 
Da die Polizei es nicht wagte einzu- 
greifen, war dieser Einsatz für uns 
„Probealarm“. 


Unseren bisher letzten Einsatz in 
diesem Jahr hatten wir bei der Demo 
in Bonn, wo wir nur das Allernot- 
wendigste zusammengestellt hatten, 
um .bei etwaigen Kontrollen ohne 
Schwierigkeiten durchzukommen, da 
wir aus den Erfahrungen mit Kalkar 
und Grohnde wußten, daß umfang- 
reiche Sani-Ausrüstungen häufig den 
Beschlagnahmungen zum Opfer fie- 
len. 


Ziel unseres nächsten Sani-Treffs 
ist es, neben der Organisierung des 
Trupps .die bisherigen Erfahrungen 
auszuwerten mit dem Ziel, die mit Si- 
cherheit kommenden zukünftigen 
Einsätze gut zu machen und die Ge- 
nossen und anderen Kämpfenden gut 
zu unterstützen. 
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Bremen | 


Am 1. Mai dieses Jahres gab es 
auf der Roten 1. Mai Demonstration 
zum ersten Mal unsere Sanitäter mit 
ihren Armbinden. Als in Bremen die 
Arbeiter und Angestellten des „We- 
ser-Kurier“ und der „Bremer Nach- 
richten“ einen selbständigen Streik 
durchführten, versorgte der Sani- 
trupp die Streikposten in der Nacht 
mit warmem Tee und organisierte 
eine ständige Einsatzbereitschaft, 
falls die Polizei die Streikposten an- 
greifen sollte. 


Inzwischen gelingt es uns, für 
jede größere Aktion unseren Sani- 
trupp einsatzbereit zu machen, zu- 
letzt für die Großkundgebung in 
Bonn. 


Wie haben wir es begonnen, 
einen Sanitrupp aufzubauen? 


Vor fast einem Jahr haben wir die 
Mitglieder unserer Ortsgruppe im 
Rundbrief und durch die Kassierer- 
gespräche auf die Notwendigkeit auf- 
merksam gemacht, einen Sanitrupp 
aufzubauen. Es war die Zeit, in der 
die Ereignisse in Brokdorf bewiesen, 
wie wichtig es ist, gut ausgebildete 
und mutige Sanitäter zu haben. Es 
kamen dann bald fünf Rote Helfer 
zusammen, die unter fachkundiger 
Anleitung und gestützt auf die bishe- 
rigen Erfahrungen der Roten Hilfe 
ein Ausbildungsprogramm ausarbei- 
teten, das in drei Abenden den künf- 
tigen Sanitätern das notwendige 
Grundwissen vermittelte. Außerdem 
wurde die Grundausrüstung eines 
jeden Sanitäters zusammengestellt. 


Nachdem diese 5 eigentlichen 
Mitglieder des Sanitrupps sich das er- 
forderliche Wissen angeeignet hat- 
ten, wurden dann im zweimonatli- 
chen Turnus Saniausbildungsabende 
veranstaltet, für die wir auch Men- 
schen gewinnen konnten, die noch 
nicht in der Roten Hilfe waren, die 
aber — durch den Sanikurs angeregt 
— dann Mitglieder wurden 


Brokdorf, 19. November 1976 
Ein verletzter Demonstrant wird wegtranspor- 
tiert, die Folge des Einsatzes von Tränengas 
und „Chemo-Keulen“. 
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Duisburg 


Wir möchten Euch berichten, wie 
wir unsere Rote-Hilfe-Arbeit am Ort 
verbessern konnten. 


Vor über einem Jahr trafen wir 
uns fast jede Woche zu einem Rote- 
Hilfe-Abend und diskutierten stun- 
denlang über unsere Arbeit. Wir hat- 
ten die falsche Vorstellung, daß wir 
am besten gegen die politische Unter- 
drückung kämpfen, wenn wir mög- 
lichst viele Flugblätter darüber her- 
ausbringen. So waren wir eine Zeit- 
lang hauptsächlich damit beschäftigt, 
Flugblätter zu diskutieren und zu 
verteilen. Kein Wunder, daß sich 
dabei kaum andere Rote Helfer be- 
teiligten und die Arbeit immer von 
den gleichen wenigen „aktiven“ Ge- 
nossen gemacht wurde. 


Wir treffen uns jetzt nicht mehr 
so häufig und vor allem treffen wir 
uns jetzt in erster Linie, um an unse- 
ren Rote-Hilfe-Abenden praktische 
Solidarität zu üben, wobei auch jeder 
Rote Helfer mitmachen kann. Dies 
möchten wir am Beispiel unserer 1. 
Mai Vorbereitung zeigen. 


Zuerst haben wir uns zusammen- 
gesetzt und überlegt, was wir mit un- 
seren Kräften schaffen können, 
wieviel Zeit der Einzelne hat und was 
er gern tun möchte. Eine Rote Hel- 
ferin nähte die Sani-Binden und bes- 
serte unser Transparent aus. Ein 
70jähriger Roter Helfer bastelte neue 
Sammeldosen und, half. beim.Herstel- 
len von „Sandwiches“ gegen den .Ju- 
stizterror, die auf der Demonstration 
getragen werden sollten. Ein anderer 
zog revolutionäre Bilder auf Holz 
auf, die wir für 270 DM auf der Ver- 
anstaltung verkauften. Außerdem 
stellte er noch einen Bauchladen für 
unsere AP während der Demonsträ- 
tion her. Zwei Rote Helferinnen be- 
reiteten eine Ausstellung über die Ar- 
beit der RHD für die Veranstaltung 
vor. ö 


Diese und die weitere gemeinsame 
Arbeit hat uns zusammengeschlossen 
und unsere Aktivitäten gefördert. 
Wir sind jetzt mit viel Spaß beim Ba- 
sten für unseren Weihnachtsbazar 
für die politischen Gefangenen. Daß 
wir jetzt hauptsächlich praktische 
Solidarität üben, wirkt sich natürlich 
auch finanziell aus. So konnten wir 
im letzten halben Jahr über 1.000 
DM an Spenden durch den Verkauf 
gemeinsam aufgezogener Bilder und 
den Verkauf von Trödel auf dem 
Flohmarkt aubringen. 


Auch die Unterstützung für unse- 
re Arbeit ist größer geworden, denn 
es gibt im Verwandten-, Bekannten- 
oder Kollegenkreis immer jemanden, 
der z. B. bereit ist, etwas für den 
Flohmarkt zu spenden oder mal zum 
Basteln kommen möchte. So hilft uns 
die 13jährige Schwester eines Rotgar- 
disten jetzt bei unserem Weihnachts- 
stand. 


Münster 


BEISPIEL EINER GUTEN ÖRTLICHEN AKTIVITÄT 


Vor einiger Zeit veranstaltete die 
Münsteraner Ortsgruppe der RHD 
eine Aktionswoche. Für die Mitglie- 
derwerbung an den Ständen hatten 
Genossen gemeinsam verschiedene 
Bereiche der politischen Unterdrük- 
kung in selbstgemalten Bildern an- 
schaulich dargestellt. 

Höhepunkt der Aktionswoche 
war dann eine Veranstaltung, auf der 
eine Rede über die Aufgaben der 
RHD gehalten wurde, £&in kleines 


Theaterstück, das von der Theater- 
gruppe der KPD/ML aufgeführt 
wurde. Es wurden viele Spiele ge- 
macht, eine Tombola durchgeführt, 
es gab Speisen und Getränke. Eine 
Rote Helferin hatte eine Ausstellung 
aus dem RHD-Kalender angefertigt. 


Wichtig war, daß soviel Rote 
Helfer an der Vorbereitung der Ak- 
tionswoche und ihrer Durchführung 
beteiligt waren. 


en 


Bremer Dokumentation herausgegeben 


Der KKW: :Gegner Hanjo Schmidt 
ist zu acht Monaten Gefängnis. und 
1.500 DM 'Geldsträfe verurteilt. ‚wor- 
den — Ihr habt darüber berichtet. 


Zum. Prozeß waren auch mehrere 


Zuschauer :.gekommen, ‚die vorher 
noch. nichts von politischer Unter- 
drückung in der DBR gehört hatten. 
Als sie aber das riesige Polizeiaufge- 
bot in Itzehoe, vor und im Gericht, 
sahen, als sie den Prozeß bürgerlicher 
„Wahrheitsfindung“ miterlebten, als 


sie hörten, daß Hanjo aufgrund völ-. 


lig widersprüchlicher Polizeizeugen- 


aussagen zu Gefängnis, verurteilt: 


wurde, da waren sie so empört, daß 
sie sagten: „So etwas muß doch 


war schnell fertig: Der Terror gegen 
KKW-Gegner mußte erst allgemein, 
dann am Beispiel von Hanjo darge- 
stellt werden. Breiten Raum wollten 
wir der Berichterstattung über die 
Unterstützung einräumen, die Hanjo 
nach dem Terrorurteil erleben konn- 
te. Nach zwei Wochen hatten wir fast 
unbedingt aufgeschrieben werden.“ - 


Als wir dann noch Freunden und Be- 
kannten von dem Prozeß in Itzehoe 
berichteten und wir auf die gleiche 
Empörung über das Terrorurteil 
stießen, hatten wir schnell eine kleine 
Gruppe zusammen, die bereit war, zu 
diesem Prozeß eine kleine Dokumen- 
tation zu erarbeiten. Der Plan dafür 


“Vielen Dank für eure Unterstützung 


Von der Ortsgruppe Bremen erhielten 
wir folgende Zuschrift: 


„Zu Eurem Bericht in der ‚Rote Hilfe‘ 


Zeitung Juli 77 zum Pressefest der 
. KPD/ML, genauer, zu den 500 DM, die 


rt für die 'streikeride Belegschaft von 
Weser-Kurier und Bremer Nachrichten 
gesammelt worden waren: j 


Wir. sind mit dem Geld zu einem. 


Mitglied der ‚Belegschaft hingegangen, 
das die Arbeit der RHD kennt. Er sagte, 


daß von den Belegschaftsmitgliedern nie- - 


mand durch den Streik in wirtschaftliche 
Not geraten sei und daß überdies die 


1GDruPa nachträglich -Streikgelder be-_ 


zahlt hat. Die Nichtorganisierten wurden 
von den 180.000 DM bezahlt, die-von 
allen möglichen Institutionen gespendet 
wurden. IE 


Die beste ri dieser 500 DM 
ist daher die Überweisung in den alige- 
meinen Spendentopf der RHD.“ 


Die Zentrale Leitung bedankt sich für: 


die Überweisung des Geldes. Da es auf 
dem Pressefest der KPD/ML zum 10jäh- 


rigen Bestehen des „Roten Morgen“ ge- 
sammelt worden war, haben wir es dem 
Fond zur Unterstützung der „Roter Mor- 
gen“-Prozesse gutgeschrieben. 


Liebe Genossen, 


als ehemalige presserechtlich Verant- 
wortliche der KPD/ML im Raum NRW 
hatte die bürgerliche Klassenjustiz mich 
in sechs Prozessen, die sieben Verfahren 
einschlossen, zu Geld- und „Buß“strafen 
von DM 1.100,00 und zwei Monaten Ge- 
fängnis (auf Bewährung) verurteilt. Zählt 
man die Gerichtskosten (777,15 DM) und 
Anwaltskosten (3.377,18 DM) sowie die 
Kosten, die durch die Urteilsveröffentli- 
chungen in bürgerlichen Zeitungen ent- 
standen, hinzu, so kommt man auf eine 
Summe von 5.792,33 DM. Als Hausfrau 
hätte ich diesen Betrag kaum aufbringen 
können. Von der RHD erhielt ich als Un- 
terstützung fast 3.000 DM. Hierfür und 
auch für die moralische Unterstützung 
der RHD möchte ich mich herzlich be- 
danken. 


Rot Front! Eine Genossin aus Bochum 
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alle Berichte und Artikel zusammen, 
geschrieben zum größeren Teil von 
Leuten, die gar nicht Mitglieder in 
der Roten Hilfe sind, die aber am 
Beispiel Hanjo zum ersten Mal erlebt 
hatten, was politische Unterdrük- 
kung ist. 


Wir werden uns bemühen, daß sie 
jetzt auch Mitglieder der ROTEN 
HILFE DEUTSCHLANDS werden; 
denn sie haben ja jetzt schon prakti- 
sche Rote Hilfe geleistet. 


Rotfront! 
Ortsgruppe Bremen 


Die Broschüre ist ab sofort erhält- 
lich. Preis 1,00 DM, 30 Seiten. Be- 
stellungen an: RHD, Stollenstr. 12, 


In den Mönalen uli-Oktober gingen 

Spenden bei der Zentrale ein: 

1. Spenden für politisch Verfolgte: Essen 26 
DM; Marburg 15,84 DM; Gießen 23,60 DM; 
Kassel 9,18 DM; Frankfurt 318,13 DM; Ham- 
burg 92,40 DM; Lübeck 413,13 DM; Kiel 
1.163,64 DM; Bremen 2.150,47 DM; Stuttgart 
54 DM; Freiburg 11,65 DM; Bodensee 4 DM; 
Bielefeld 221,74 DM; Kempten 48,80 DM; 
Nürnberg 44 DM; Freunde aus Heilbronn 48 
DM; Reutlingen 63,60 DM; Singen 3 DM; Tü- 
bingen 214,80 DM Bochum 40,56 DM Münster 
413,21 DM; Dortmund 605,10 DM; Buxtehude 
7,84 DM; Kreuzberg 30 DM; Westberlin 
558,83 DM; Würzburg 44,20 DM; Kitzingen 6 
DM; Gelsenkirchen 93,25 DM; Recklinghau- 
sen 48,92 DM; Duisburg 37,20 DM; Düssel- 
dorf 44,01 DM; Köln 211,15 DM; H. Str. 20 
DM. Zusammen 7.066,25 DM 


2. Für den Prozeßfond: Bochum 12 DM; Bie- 
lefeid 13,50 DM; Duisburg 98 DM und für 
RAKT 16,20 DM; Kiel 448,14 DM; Lübeck 2 
DM; Gießen 10,05 DM; Marburg 92,30 DM; 
Recklinghausen 8,50 DM; Kassel 3 DM; 
Bremen 23,12 DM und für RAKT 6 DM; 
Hamburg 3 DM; Münster 196,90 DM; West- 
berlin 254,61 DM; Köln 27 DM. 

Zusammen 1.214,66 DM 


3. Für den „Roten Morgen“: Duisburg 18,50 
DM; RM-Pressefest Hamburg 512 DM; Lü- 
beck 5 DM; Bremen 7 DM; Stuttgart 346 DM. 

Zusammen 888,50 DM 


4. Für Sektion DDR der KPD/ML: Westberlin 
8 DM und Westberlin (Straßensammlung) 
19,52 DM. Zusammen 27,52 DM 


Für AKW-Prozesse: Kiel 26,86 DM; Münster 

184,71 DM; Buxtehude 9 DM; Kreuzberg 3,20 

DM; Westberlin (RM-Lesekreis) 70,71 DM. 
Zusammen 124,48 DM 


6. Für RKP Chile: Kreuzberg 16,06. 
Zusammen 16,06 DM 


7. Für die FRAP: Bremen 463 DM; Reutlingen 
39,40 DM. Zusammen 502,40 DM 


Summe aller Spenden 9.859,87 DM. Wir be- 
danken uns bei allen Spendern. 
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Über 20.000 Demonstranten unterstützten am 8. Oktober bei einer. Groß- 
kundgebung auf dem Rathausplatz in Bonn den Kampf von KPD/ML, KPD 
und KBW: „Weg mit den Verbotsanträgen“. 

Wir rufen allen Roten Helfer zu, haltet nicht ein, laßt nicht nach, weiter den 
Kampf gegen die Verbotsdrohungen zu unterstützen, denn das Verbot der kom- 
munistischen Partei ist nur der Vorbote des Verbots jeder selbständigen Orga- 
nisierung der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten, der Beginn der völligen 
Gleichschaltung unter dem Kommando das Kapitals. Anläßlich der Veranstal- 
tung der KPD/ML gegen die Verbotsdrohung, führten wir dazu in unserer 


Grußadresse aus: 

. Dieser Verbotsantrag betrifft 
die Rote Hilfe Deutschlands genau- 
so, da sie ihre Aufgabe, als Solidari- 
tätsorganisation den Kämpfenden 
durch die proletarische Massensoli- 
darität den Rücken zu stärken, wahr- 
nimmt. Und genau das will ja der 
Klassenfeind nicht. 

»...Wir müssen diese Drohung 
ernst nehmen und den Schlag beant- 
worten. Je besser es gelingt,..die 
Kommunisten mit der- Solidarität. ‚und 


der Sympathie der Massen zu verbin- , 


den, desto mehr wird der Klassen- 
feind ins Leere stoßen. 


Hier ist die Aufgabe der Roten 
Hilfe Deutschlands. Wir müssen tie- 
fer in die Massen gehen, mehr Men- 
schen in der Roten Hilfe Deutsch: 
lands organisieren und zur Mithilfe 
bewegen. Wir müssen uns darum 
kümmern, alle die, die gegen das 


Ich bestelle: Probenummer [U] 


Abonnement ab Nr. 


Informationsmaterial 
besucht werden 
Mitglied der RHD werden 


Ich möchte: 


Bestellungen an: 
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Verbot sind, und das sind viele, zu 
bewegen, mitzuarbeiten. Wir müssen 
unsere Geldsammlungen verstärken, 
denn der Kampf gegen das Verbot 
kostet Geld, aber auch die Prozesse 
gegen Kommunisten und Revolutio- 
näre werden noch mehr zunehmen 
und die Strafen werden sich verschär- 
fen. Hier ist auch eine wichtige Auf- 
gabe für die Rechtshilfe. 


Freunde und Genossen, eine ge- 
stärkte Rote Hilfe, die viele Men- 
schen organisiert hat, und die ihre 
Solidaritätsaufgaben zuverlässig er- 
füllt, ist eine wichtige Waffe im 
Kampf gegen das Verbot. 


Weg mit dem Verbotsantrag! 


Der Kommunismus läßt sich nicht 
verbieten! 


Stärkt die Solidaritätsfront im 
Kampf gegen das Verbot!“ 


KONTAKTADRESSEN: 


Bielefeld «Buchladen „Roter Morgen“, Sudbrackstr. 31, Mo, Do und Fr, 16.30-18.30, Sa 9-13 Uhr. 

Bochum: Buchladen „Roter Morgen“, Dorstener Str. 86, Mi. 17-19 Uhr, Tel.: 0234/511537 

Bremen: Buchladen „Roter Morgen“, Waller Heerstr. 70, Mo.-Fr. 16.00-18,30 Uhr, Sa. 9.00- 
13,00 Uhr, Tel.: 0421/3938 88 

Buxtehude: Stammtisch jeden I. Mittwoch im Monat, 19,30 Uhr in der „Kogge“, Bahnhofstraße 

Dortmund: Büro Stollenstr. 12, Eing. Clausthaler Str., Tel.: 0231/81 1912, Di.-Fr. 17,00-18,30 
Uhr, Sa. 10,00-12,00 Uhr 

"Duisburg: Buchladen „Roter Morgen“, Paulusstr. 36, Fr 16.00-18.30, Sa 10-13 Uhr, Tel.: 647 96 

Essen: Jenden 2. Montag im Monat, 19.00 Uhr, im Buchladen „Roter Morgen“, Helenenstr. 35, 

Tel.: 62 42 9. 

Frankfurt: Kontakt über Buchladen „Roter Morgen“, Burgstr. 78, Mi. 17.00-18.00 Uhr 

Freiburg: Hans-Peter Stecay, Elsässer Str. 28 

Hamburg: Buchladen „Roter Morgen“, Stresemannstr. 110 

Hannover: Ingolf Trinkus, Postfach 911103, 3000 Hannover 91, Tel 

Kassel: R. Wengler, Graben 11, Tel.: 0561/13047 

Kiel: Buchhandlung Karen Ziemke, Gutenbergstr. 46, Fr. 16.00-18.00 Uhr 

Köln: Buchladen „Roter Morgen“, Kalker Hauptstr. 70, 5000 Köln 91 (Kalk), Mo. 16.00-18.30 
Uhr, Tel.: 0221/854124 

Lübeck: Buchladen „Roter Morgen“, Schlumacherstr. 4, Mo., Mi., Fr. 16.30-18.30 Uhr 

Marburg: Stammtisch jeden 4. Montag, Gaststätte „Zur Lahnbrücke“, Gisselberger Straße 

München: Kontakt über Buchladen „Roter Morgen“, Maistr. 69, Tel.: 089/535987, Mo.-Fr. 
14.30-18.30,-Sa. 9.00-13.00 Uhr. 

Münster: Kontakt über Buchladen „Roter Morgen“, Bremer Platz 16, Tel.: 0251/65205, Mo.-Fr. 
16.00-18.30, Sa. 11.00-14.00 Uhr. 

Neumünster: B. Stünitz, H.-Kock-Str. 13, 2350 Neumünster 

Reutlingen: Horst Groos, Schellingstr. 19, 7410 Reutlingen 

Stuttgart: Buchladen „Roter Morgen“, Stuttgart 1, Hausmannstr. 107, Mo.-Fr. 16.30-18.30, 
Sa. 9.00-13.00 Uhr 

Westberlin: RHD c/o Räume der Roten Garde, Forsterstr. 3, 1 Berlin 36, Tel.: 030 / 612.45 48, 
Sa. 10. 00-14. ‚00 Uhı UN, me 


.: 0511/667494 
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Vorwärts und nicht vergessen,worin unsere Stärke besteht,beim Hungern und beim Essen, vorwärts,nie vergessen,die SOLIDARITÄT 


STATT GEFÄNGNIS JETZT GELDSTRAFE! 


Zehn Monate Gefängnis ohne Bewährung, so lautete das Terrorurteil der 
1. Instanz gegen Genossen Peter Schulte. 

In dem Berufungsprozeß, der am 17. 11. zu Ende ging, (Genosse Peter 
hatte Berufung eingelegt), gab das Gericht entgegen dem Antrag der Staatsan- 
waltschaft, der nach wie vor zehn Monate Gefängnis ohne Bewährung gelor- 
dert hatte, die Berufung statt. 

Statt einer Freiheitsstrafe verhängte das Gericht eine Geldstrafe in Höhe 
von DM 4.200,00. 

In dem Urteil der 1. Instanz war die Anwendung des Marxismus-Leninis- 
mus auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik unter Freiheitsstrafe gestellt 
worden. Genosse Peter entlarvte in seiner Rede zur Sache diese Angrilfe aul 
die kommunistische Agitation und Propaganda. Angesichts des Kampfes der 
Partei des Genossen Peter, der KPD/ML, sah das Berufungsgericht sich ge- 
zwungen, das Gefängnisurteil in eine Geldstrafe umzuwandeln. 


Helfen wir mit, kämpfen wir dafür, daß auch bei den anderen Genossen, 
die zu Gefängnisstrafen verurteilt wurden, bei den noch anstehenden Beru- 
"ungs- oder Revisionsverhandlungen die Gefängnisurteile fallen müssen! 


WEG MIT DEN GEFÄNGNISURTEILEN! 


Nach den Terrorurteilen der 1. Instanz: 


Veranstaltung in Dortmund der Ro- 
ten Hilfe Deutschlands zur Solidarität 
- mit den angeklagten Genossen des „Ro- 
ten Morgen“, der „Roten Hilfe“ und 
mit Peter Schulte, auf der durch Tom- 
bola, Basar und Sammlungen über 
700 DM für die Prozesse zusammenka- 
men. 

Auf dem Foto ist eine Ausstellung 
über den Kampf der RHD früher und 
heute zu sehen, die die Ortsgruppe Biele- 
feld mit großer Sorgfalt hergestellt hat- 
te. 


Freispruch für alle angeklagten Genossen! 


Freiheit fiir die kammnnistische Aeitatinn und Pronasanda! 


